



Die Analyse des Sankt Galler Kantonsgerichts greift wohl 
zu kurz. Richtig daran ist, dass sich sowohl Rechtswissen-
schaft wie Rechtspraxis und vor allem auch der Gesetzgeber 
mit Wirkungszusammenhängen zwischen Arbeitsmarkt und 
Arbeit recht, aber auch zwischen sozialver ichemngs- und 
arbeit rechtlichen Regelungen befa. en beziehungsweise 
befassen ollten. Hier eröffnet sich ein weites Feld für dis-
ziplinenübergreifende Studien innerhalb der Rechtswissen-
scbafl, aber auch für rechts oziologi ehe Unter uchungen 
und für For chungsvorhaben die ich den aufgeworfenen 
Fragestellungen sowohl mit ökonomi chen ozi Jogi chen 
a1 auch recht wissenschaftlichen Zugängen und Methoden 
an nehmen. 
V. Zusammenfassung und Schluss-
betrachtungen 
In weitgehender Einigkeit betonen Rechtsprechung und Leh-
re, Bundesrat, Wirtschaft und Politik die Existenz und Be-
deutung der Kündigungsfreiheit für das schweizerische Ar-
beitsrecht. 
Die vorangehenden Ausführungen haben gezeigt: Im 
schweizerischen Arbeitsrecht kann von einer absoluten Kün-
digungsfreiheit keine Rede sein. Sowohl bezüglich Frist, 
Form, Verfahren und Kündigungsgrund sind dieser Freiheit 
durch Gesetz und Rechtsprechung Schranken gesetzt. Nur 
am Rande behandelt habe ich die Schranken, die der Kün-
digungsfreiheit durch Gesamtarbeitsverträge gesetzt wer-
den. Eine empirische Untersuchung über die Bedeutung von 
GAY-Bestimmungen zum Kündigungsschutz in der betrieb-
lichen Praxis wäre hilfreich und soll an dieser Stelle angeregt 
werden. 
Für eine au erordentliche Kii11digung bedarf e ei ne 
wichtigen Grunde ·. Bei einer ordentlichen Kündigung ind 
vorab die ge etzlichen und vertraglichen Kündigungsfristen 
einzuhalten und die Kündigtmgsgründe ind auf Verlangen 
offenzulegen. Nach der Rechtsprechung gebietet die Für-
sorgepfl icht unter Umständen, vor einer Künd.igm1g den be-
troffenen Arbeitnehmer oder die betroffene Arbeitnehmeri n 
anzuhören. Beim Vorliegen bestimmter Sachverhalte wie 
Schwangerschaft oder Krankheit darf gar nicht beziehungs-
wei während einer gewissen Dauer nicht gekündigt wer-
den. Vom Gese1zgeber aufgeführte und durch di Gerichte 
erweiterte verbotene Kündjgung gründe machen die Kün-
digung zwar nicht ungültig, führen aber zu einer Entschädi-
gungspflicht. Beige arnthaftcr Betrachtung der gesetzlichen 
Kündigung. chranken und deren Weiterentwicklung durch 
die Gerichte erweist ich die Kündigung frei he it eher: al · 
Mytho denr, a l Realität. 
Ein Kontinuum bildet in der Diskussion um den Kündi-
gungsschutz die ideologische Befangenheit der politischen 
Akteure und zum Teil auch der Recht wissenschaft. Vor-
schläge zur Verbesserung des Kündigung hutzes werden 
vom Bundesrat und der Parlament mehrheit reflexartig als 
systemfremd oder freiheitsgefährdend abqua_ljfi . 
d d S . . d d . z1en er an eren ~1t~ w1r . er kü~d1gungsre htliche B· 
desschutz bezughch semer Wirkungen ideali i . 
populär ist, das liberale schweizerische arbei t ::h . 
Kündigungsrecht als wirtschaftlichen Standortvorte~l 1 
. E" . f I zu pag_1eren. _me verhe te Betrachtung zeigt, dass die U 
schiede zwischen dem schweizerischen und aui;!än,(l' 
Kündigungsrecht weniger gross sind als, als gen,ein~in 
?enom~en wird. Es. besteht jedoch re htspolitisc!fer
1 
• 
mternat10nale Verpflichtungen basierender Handtu
11
g lil 
da,f zur punktuellen und gezielten Verbesserung des 
digungsschutzrechts. Zu erwähnen sind die Verbess 
des Schutzes für entlassene Arbeitnehmervertreter und. 
tret~rinnen und eine Verstärkung des Schutzes vor di bf.: 
mm1erender Entlassung durch Beweisla terleicbterun 
Den Wirtschaftsstandort Schweiz mit der frohen Botsafa 
zu propagieren, hier herrsche arbeitsrechtliche Ki!ndigunp. 
freiheit, ist nicht nur aussenpolitisch unklug, es wird auc:11 
verkannt, was uns der Dichter ERICH FRIED sagt: Freih&!i 
herrscht nicht. 
L'article traite des questions juridiques en relation -avec 
liberte de la resiliation en matiere de droit du travail et ses 
mites legales. Cette liberte qui est saluee de maniere qu 
unanime par la politique, la doctrine et la pratique fait l'ob 
d'un examen critique. En considerant l'environnement P 
tique international, l'auteur se demande si la liberte de la 
siliation represente effectivement un avantage pour la pi 
economique suisse. Une analyse approfondie de la pratlq 
en tenant compte des aspects de droit compare revele 
la liberte de la resiliation est aussi bien un mythe qu'une' 
lite. En comparaison avec d'autres ordres )uridiques etrang 
il est aise de licencier en Suisse. Les experiences faites d 
d'autres Etats montrent cependant que meme des reg frn~IJI'! 
resiliation qui ont des dispositions sur la protection de la sl 
tion acquise aboutissent regulierement a la resiliation des r: 
ports de travail assortie d'une indemnisation. L'etude,rnot1 ,oi-
en outre que le Tribunal federal notamment a renforce la ~ 
tection contre les conges, peu developpee par la loi, en ~ 
dant des decisions innovantes en matiere de resiliation 8rn,e 
~ive. Le droit de la resiliation a toutefois besoin d'une r~f~ del 
1mportante, notamment en ce qui concerne la protect1o 
representants des travailleurs licencies. . ,ot) 
(trad. LT LAWTANK, se 
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I. Einleitung 
Die Schweiz verfügt über drei Landesflughäfen, zehn Re-
gionalflugplätze und 44 Flugfelder. Als Flugplatz gilt ein 
«festgelegtes Gebiet auf dem Lande oder Wasser einschliess-
lich der als Flugplatzanlagen bezeichneten Bauten und An-
lagen für die Ankunft und den Abflug von Luftfahrzeugen, 
für deren Stationierung und Wartung, für den Verkehr der 
Passagiere und für den Umschlag von Gütern» (Art. 2 lit. d 
Verordnung über die Infrastruktur der Luftfahrt vom 23. No-
vember 1994, VIL). Das Luftfahrtgesetz unterscheidet zwi-
schen Flughäfen als Flugplätze, die dem öffentlichen Ver-
kehr dienen (Art. 36a Bundesgesetz über die Luftfahrt vom 
21. Dezember 1948, LFG) und den übrigen Flugfeldern 
(Art. 36b LFG). Die Flugplätze Zürich, Basel-Mulhouse und 
Genf gelten als schweizerische Landesflughäfen. Die Lan-
desflughäfen sind die Hauptträger der schweizerischen Luft-
fahrtinfrastruktur und damit wichtige Teile des nationalen 
und internationalen Verkehrssystems. Ihre Funktion besteht 
darin, die Schweiz mit ihren Landesteilen und Wirtschafts-
schwerpunkten an den weltweiten Luftverkehr anzubinden. 
Im Rahmen der verbleibenden Kapazitäten sollen sie allen 
weiteren, im internationalen und nationalen Luftverkehr zu-
gelassenen Luftfahrzeugen für die ordentliche Benützung zur 
Verfügung stehen. Die Landesflughäfen sollen die nationalen 
Drehscheiben des internationalen Luftverkehrs und Teil des 
Gesamtverkehrssystems sein. Der Flughafen Zürich soll sei-
ne Rolle als eine der grossen europäischen Drehscheiben 
des Weltluftverkehrs wahrnehmen können. Die Flughäfen 
Basel-Mulhouse und Geneve sollen sich entsprechend ihrer 
tri- beziehungsweise binationalen Funktion auf regional er-
forderliche Interkontinentalflüge und auf den Europaluftver-
kehr ausrichten und entwickeln können. Die Landesflughä-
fen sollen eine ihrer Funktion entsprechende leistungsfähige 
Infrastruktur anbieten. 1 
Der vorliegende Aufsatz ist eine gekürzte Version eines Gut-
achtens, welches die Autoren im Dezember 2008 zuhanden des 
BAZL (Bundesamt für Zivilluftfahrt) verfasst haben. Für die 
Unterstützung bei der Überarbeitung in Aufsatzform danken 
wir Herrn Jic. iur. Christian Peyer. 




Die Infrastruktur bildet das eige
ntliche Rückgrat der 
Luftfahrt, da ein wesentlicher Teil 
des Luftverkehrs auf dem 
Boden abgewickelt wird. Zugleich
 stelll sie wohl auch den 
bedeutendsten Zankapfel der Luftf
ahrt dar. Der Betrieb eine 
Flughafen hat Auswirkungen auf ein iib
er da Flughafenare-
al weit hinausreichendes Gebiet un
d damll eine Vielzahl von 
Menschen. Dabei treffen verschie
den te Interessen, Nutzen 
und Nachteile aufeinander: Der vo
lkswirtschaftliche Nutzen 
und die Sicherheitsanliegen stehen
 teilweise in einem erheb-
lichen Spannung verhälwis zu den
 Interessen von Raumpla-
nung, UmweJt-, Natur- und Heima
t chutz owie den Einbus-
en an Lebensqualität der Anwohne
nden.2 
Insbesondere im Falle des Flugha
fen Zfüich bat die ·e 
Ausgangslage zu teils heftigen W
iderständen in der betrof-
fenen Bevölkerung und zur Lancier
ung zahlreicher Iniliative.n 
geführt, die den Stopp eines weite
ren Au bau des lugha-
fen , die Plafonienmg der F lugbew
egungen und die gleich-
mä sige Verteilung de Fluglärm · z
u m Anliegen haben.
3 
Gerade mit Blick auf den Flughafe
n Zürich lässt sich ein 
Interessengegensatz feststellen zw
ischen 
- dem Bund, der aufgrund nation
aler Interessen eine wett-
bewerbsfähige Infrastruktur zur Ve
rfügung stellen will, 
- der Betreiberin, die sich gegen
 Beschränkungen wehrt, 
- dem Kanton Zürich, der sich g
egen einen weiteren Pis-
tenausbau stellt und 
breiten Bevölkerungskreisen, die s
ich für die Reduktion 
des Flugverkehrs einsetzen.
4 
Als erschwerend tritt in diesem 
Konflikt hinzu, dass sich 
der Kanton Zürich weitgehende E
influssmöglichkeiten auf 
den Flughafen vorbehalten hat. In
 Anbetracht de sen wer-
den verschiedentlich Bedenken ge
äus ert, ob der vom Bund 
konzessionierte Flughafen Zürich
 in Zulcunft die ihm vom 
Bundesrat zugedachte Rolle als 
Schlüsselinfrastruktur für 
die Volk ·wirt ·chaft und als einer 
der grossen europäischen 
Dreh cheiben des Well luftverkeh
rs überhaupt noch wahr-
nehmen kann. 
5 
Es soll vor diesem Hintergrund des
halb die Frage geklärt 
werden, welche Einflu mögli hk
eiten dem Bund gestiilz t 
auf die aktuelle Verfa sung - und 
Ge etzessituation gegen-
über den Landesflughäfen zustehen
. Mit anderen Worten soll 
vorliegend geklärt werden ob de
r Bund de lege lat:a, a lso 
aufgrund der aktuell geltenden Re
chtsordnung, in der Lage 
wäre, einen Einflu auf die Lnnd
e flughHfen zu ver tärken 
(Ziffer II hienach). 
2 TOOIA 1AAGIJULJA Hi',N 1, lnfrastr
nktur der Luftfahrt. in : 
Georg Müller (Hr·g.), Schweizerisch
e. Bunde verwaltungs-
recht ßd. IV Basel 200 , 243 ff. (R7
,. I, 136)· vgl. ADRIAN 
WALPEN, Bau und Betrieb von zi vile
n Flughäfen - Unter be-
sonderer Berlicksich1igung der Lärmp
roblematik um den Flug-
hafen Ztlrich, Ztir.ich 2005, 3 f. 
Vgl. NZZ vom 26. November 2008, 51
. 
Vgl. zum Ganzen auch Av NIR u 1 E, Der
 Dauerkonflikt um 
den Auglmfen Zürich, tudie, August 2
009. 
Vgl. BBI 2005 1842. 1861 f sowie STL 
Teil 1TIBJ -B7 - 2. 
In einem ~weiten Teil befas~t sich
 der vorliegende A 
satz sodann mit der Frage nach smn
vollen Möglichk.eitc Qf. 
~erstärkung des Bundeseinflusses 
de lege ferenda (Zifl':r~ 
hiernach). 
II. Der Einfluss des Bundes auf di
e 
Landesflughäfen de lege lata 
1. Rechtliche Grundlagen 
1.1. Kompetenzverteilung 
1.1.1. Luftfahrt 
Die Ge: etzgebung über die Luftfahrt ste
ht gemäss Art. 87 SV 
in der Kompetenz des Bundes. Es hande
lt sich dabei um eine 
umfäs ende, nachu·äglich deroga
tori ehe Gesetzgebung&-
kompetenz.6 Zu beachten ist alle
rding der weitreichende 
EiDfluss internationaler Regelunge
n auf die Luftfahrt.
7 Was 
die Kantone anbetrifft, bleibt ihre 
Zu tändigke it in. oweitcr-
ha llen, als der Bu11d nicht ab cb.lie
s end legiferierl hat.8 
Der Bund ist nicht nur ermächtig
t, den Verkehr in der 
Luft zu regeln, sondern auch für die
 notwendigen Anlagen 
zum Betrieb der Luftfahrt Best
immungen aufzustellen. 
Der Bund hat von Verfa sung w
egen als die umfassende 
Kompetenz zur ab ·chlie.i senden i
nhaltlichen Regelung dtt 
Luftfahrt sowie Bau und Betrieb 
der dazu benötigten Biß. 
richtungen. Der Bund kann die 
«Luftfahrt in allen ihrell 
Erscheinungsformen» und (<nach 
all.en Seiten» normieren: 
insbesondere ist er befugt, Vorsch
riften über di Aufgabcff-
teilung zwischen Staat und private
r Luftfahrt, iiber da Flug· 
personal , den Linien- und Nichtlin
ienverkehr, die FlugsicM-
rung und über Flugplätze zu erlas 
en.10 
Die umfa sende Gesetzgebungsk
ompetenz des BondeS 
im Bereich der Luftfa hrt ermöglicht 
die M nopolisierulll 
durch d n Bundesge etzgeb r, der
 nach seinem Beliell~n dllS 
Monopol b an pruchen, ein auss
chlie lichcs oder_ cra; 
zendesMonop lkonzes ion ystem
 einrichten oderdi~L uft· 
fahrtunternelunungen samt Bau und B
 trieb der zut L 
TOUIAS JAAG, Der Flughafen Zürich im
 pannungsfeld v~i; 
kalem, nationalem und internationale
m Recht, in:. ~~:;3rvi,-
Ruch (Hrsg.). Das Recht in Raum und Ze
it, Pc. I chnlt r oP:' 
tin Lcndi, Ziirich 1998, 203 ff. 205· PET
ER H iiNNI, prnn~(X)1. 
Bau- und be onderes Umweltschutzrec
ht, 4. A. Bern .nd 
466; MARTIN LENDI, Art. 87 BV, in
: Bernhard ßhrc~f~ 
Phi lippe Mastronardi/Rainer J. Schw
eizer/Klaus A. Vnrl enr,r: 
(Hrsg.), Die Schweizerische Bunde; v
erfässung, Kolll1
~ ~ 
Ziirich/Basel/Genf 2008. Rz. 27; BGE 1
22 r 75; J 19 
117 Ib 401 f. 
Vgl. BBl 2005 1791 ff. 
Vgl. BGE 122 I 74. 7
. ßc;e 
9 HÄNNI (FN 6), 466; LENDI (FN 6), 
Art. 87 BV RZ-
3 :e~ 
117 Ib 401 f.; Entscheid des Bundesg
erichts vom 2. No 
1994, ZBl 96 (1995), 458. 
10 BGE 117 Ib 401 f. m.w.H. 
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fllu'I benötigten Einrichtungen gesamthaft der
 Ordnung des 
fatktes unterstellen kann. Aucb Mi. eh y
 teme ind mög-
r,;11 und vorstellbar. 
11 
Ge @zt auf Art. 87 BV hat der Ge
setzgeber das LFG
12 
...aru;sen und dabei die ihm eingeräumten K
ompetenzen weit-
"' h" ft U ,iiend ausgesc op . 
[i)ie Bestimmungen des Art. 87 BV ste
hen in einem di-
itkteLl oder mindestens indirekten Zusam
menhang insbe-
ll)lldere zur Raumplanung (Art. 75 BV), z
um Umweltschutz 
(Art· 74 BV) und ganz allgemein zum N
achhaltigkeitsprin-
,ip (Art. 73 BV), weshalb einige Ausf
ührungen zu diesen 
Bestimmungen angebracht sind. 
14 
1.1.2. Raumplanung 
Dic.Atlfgabe der Raumplanung besteh
t einerseits in der Fest-
!t(Zung der Bodennutzung:ordnun
g (Nurzungsp.Ianung) 
fllld onder, eit in der Ab timrnung alle
r raumwirksamen 
Staat aufgaben (Koordination planung)
 15 zum Beispiel der 
Verkehrs- und Wirtschaft politik mit 
der Umwelt- und Sied-
kulg politik. Letzteres be chreibl al Auf
gabe der Raumpla-
Jtlllg,die Harmonisierung von Nutz- und S
cbutzinteres en.
16 
Der Bund hat im Bereich der Raumplanu
ng nach Art. 75 
Abs. I BV eine Rahmen- beziehung. weise 
Grund alz.gesetz-
ll!hungskompetenz inne die er mit d
em Erla-. des Buncles-
Jsetzes über die Raumplanung vom
 22. Jmü 1979 (RPG)" 
•'8hrgenommen hal. Da. Bunde ge 
etz legt Planung·ziele 
IArt, I RPG) und Phinungsgrundsäl2 (Ar
t. 3 RPG) fe. t und 
bestimmt in groben Zügen die plan
ungsrechtli.chen Ma s-
llilunen sowie das planungsrechL
liche Instrnmentarium 
!Art. 4, 25 ff. und 44 f. RPG). Weiter enthä
lt das RPG Be-
~ll'tmungen zu Verfahren und Rech
t schutz (Arl. 4, 25 ff. 
rJ\d 33 f. RPG . Der Bund gibt damit vo
r welche Ziele die 
Kantone mit welchen In trumenten und Ma
 ·mahmen unter 
Btaehtung gewisser Minde tanforden
mgen an das Verfahren 
~ Verfolgen haben. 18 Die rechlssalzmässige und planerische 
:ilkretisierung der vom Bund festgel
egten Grundsätze liegt 
1 ~en Kantonen und Gemeinden. 
19 
lle ?blich ist im Raumplanungsrech
t eine dreistufige pla-
l'l~che Entscheidfolge: Richtplan -
Nutzungsplan - Bau-
~gl. LENDI (FN 6), Art. 87 BV Rz. 
27 , 37· allgemein zur 






2006, Rz. 2562 f., 2571. ,, v"' 48.o. 
~ Lf~ BG~ 122 [ 75, L17 lb 40 I f. 
0 Wt>.. D'. (F·N 6), Art. 87 BV Rz. 29. 
lln,'·11.;R H AL LER/PETER KAR!.EN, Raump
lanungs-, Bau- und 
AL Weltrecht, Bd. J, Zürich 1999 12. 
n111~
1N G1t1r-.. m., Bau und ßc1rieb eines Flughafe
ns: Raumpla-
gc/srcchtliche Aspekte, in: TOBIAS JA
AG (Hrsg.), Rechtsfra-
81\ ;g~d um den Flughafen, Zürich 2004, 97 ff. , 
98. 
letvn1 .F 
Vgl G ·N 6), Art. 75 BV Rz. 24. 
' lllf' l'EL (FN 16), 99. 
bewilligung,
20 welche einen Konkretisierung pr
ozes · ge-
währleistet.21 Die kantonale Rich
tplanung bezweckt eine 
umfassende Abstimmung aller r
aumwirksamen Aufgaben 
und definiert die anzustrebende
 räumliche Entwicklung 
(Art 6 und 8 RPG). Die Nutzungs
planung be timmt o-
dann in Parzellenscbäife die zuläs igc 
Nutzung des Boden 
(Art. 14 Abs. 1 RPG). Die individuell-
konluete Planverwirk-
lichung geschieht dw·ch da Baubewill
igungsverfahren und 
endet mit einer Verfügung (Arl. 22 RP
G). 
Zum Verhältni zwischen der umf
assenden Bundeskom-
petenz im Bereich der Luftfahrt (A
rt. 87 B V) und der Grund-
satzgesetzgebung kompetenz des 
Bunde, in der Raumpla-
nung (Art. 75 BV) äu ect sich da 
Bu11desgericht wie fo lgt: 
Die Kompetenz de Bunde im Ber
eich der Luftfahrt schaltet 
die kantonalen Kompetenzen im B
ereich der Raumplanung 
nicht aus. Die kantonalen Regelun
gen der Luftfahrt müssen 
sich allerdings «auf raumplaneri e
he Anliegen beschränken 
und dürfen ni ht in die vom Bund absc
hliessend geregelten 
lu ftfahrtrechtlichen Belange eingre
ifon .»22 
1.1.3. Umweltschutz 
Der Bund verfügt im Bereich d
es Umweltschutzes nach 
Art. 74 BV über eine umfassende 
l(ompetenz mit nachträg-
lich derogatorischer Wirkung.
23 Da Bundesgesetz über den 
Umweltschutz vom 7. Oktober 19
83 (USG)24 und die aus-
führlichen Verordnungen haben die
 Kompet nz der Kantone, 
Umweltrecht zu erlassen, stark ei
nge chränkt. 2
5 Dafür ind 
nach Art. 74 Abs. 3 BV grund ätz
lich die Kantone für den 
Vollzug umweltrechtlicher Vorsc
hriften zu tändig, soweit 
das Gesetz den Vollzug nicht dem
 Bund vorbehält. A11. 41 
Abs. 2 USG sieht vor, das. eine B
unde behörde die ein 
andere Bundesge ·etz vollzieht, 
bei der Erfüllung die ·er 
Aufgabe auch fi.ir den Vollzug d 
USG zu tändig i L Die e 
Konstellation liegt auch im Bereic
h der Luftfahrt vor, denn 
da LFG wird vom Bundesamt fi.ir
Zivill.uftfahrt (BAZL) und 
vom Departement für Umwelt, Ve
rkehr, Energie und Kom-
munikation (UVEK) vollzogen.
26 Ent prechend sind diese 
Bundesbehörden verpflichtet, im Rah
men des Vollzugs für 
20 Vgl. ALEXANDER RucH, Einleitung, 
in: Heinz Aemisegger/Al-
fred Kuttler/Pierre Moor/Alexander 
Ruch (Hrsg.), Kommen-
tar zum Bundesgesetz über die Rau
mplanung, Zürich 1999, 
Rz. l4. 
21 Vgl. GRIFf'El_(FN 16). 100. 
22 Vgl. BGe1· vom 12. Ma.i 1995, in: ZBI 9
7 ( 1996), 421. 
23 THOM1\ S FLEINER, Art. 24'
0"'
1
• • BV, in: Jean-Franc;o.is Aubert et 
ul. (Hr g.), Ko·mmentar z.ur Bundesv
erfassung der schweize-
rischen Eidgenos en chaft vom 29. M
ai 1874, Ba el/Zürich/ 
Bern 1987, Rz. 84; P E.l'ER M. KI! ER
, Art. 65 U G, in: Verei-
nigung fiir Umweltrccht/He'lcn Keller
 (Hrsg.), Kommentar zum 
Umwcltschutzgese1z., Zürich 1998, Rz.
 l; HÄNNI (FN 6), 344; 
BGE 121 I 341. 
24 SR 814.01. 
2s Vgl. BGB 125 1 190. 
26 Vgl. Art. 111 LFG i. V.rn. Art. 1 und 7 O
rganisationsverordnung 
UVEK (OV-UVEK, SR 172.217.1). 
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die Einhaltung der umweltschutzrechtlichen Vorschriften zu 
sorgen.27 
1.1.4. Nachhaltigkeitsprinzip 
Das in Art. 73 BV statuierte Nachhaltigkeitsprinzip verlangt, 
dass dem ökologischen Anliegen des Schutzes der Umwelt, 
dem sozialen Anliegen der gesellschaftlichen Solidarität und 
dem ökonomischen Anliegen der wirtschaftlichen Effizienz 
in ausgewogener Weise Rechnung getragen wird.28 Es stellt 
ein Verfassungsprinzip, nicht aber ein verfassungsmässiges 
Recht29 dar und soll Richtschnur, Leitplanke und Wertungs-
muster für den Gesetzgeber und die rechtsanwendenden 
Behörden sein.30 Durch Art. 73 BV werden keine Kompe-
tenzen begründet. Vielmehr haben Bund und Kantone die 
Nachhaltigkeit innerhalb ihrer Kompetenzen anzustreben 
und zu verwirklichen.31 Allerdings ist der entsprechende Er-
messensspielraum der Behörden sehr weit und die Justizia-
bilität wird in der Regel fehlen.32 Im Hinblick auf die um-
fassende Bundeskompetenz auf dem Gebiet der Luftfahrt hat 
der Bund den Nachhaltigkeitsgrundsatz im Rahmen seiner 
konkretisierenden Akte in die Interessenabwägung mit ein-
zubeziehen. 33 
1.2. Instrumente des Bundes zur Einflussnahme 
Das LFG operiert mit einem Konzessions- und Bewilli-
gungssystem, wonach die Benutzung des Luftraumes und 
der Bau und Betrieb eines Flugplatzes konzessions- bezie-
hungsweise bewilligungspflichtig sind.34 Flugplätze müssen 
27 WALPEN (FN 2), 37. 
28 KLAUS A. VALLENDERIRETO MoRELL, in: Bernhard Ehrenzel-
ler/Philippe Mastronardi/Rainer J. Schweizer/Klaus A. Val-
lender (Hrsg.), Die Schweizerische Bundesverfassung, Kom-
mentar, Zürich/Basel/Genf 2008, Art. 73 BV Rz. 15; MARTIN 
LENDI, Raumplanung im Umbruch, Auf dem Weg zu einer po-
litisch, sachlich und ethisch indizierten Raumplanung, ZBI 100 
(1999), 193 ff., 201. 
29 BGer vom 23. Februar 2004, lA.115/2003, E. 3.2. 
30 VALLENDERIMORELL (FN 6), Art. 73 BV Rz. 26; ALAIN GRIF-
FEL, Grundprinzipien des schweizerischen Umweltrechts, Zü-
rich 2001, 27, 30 f. 
31 Vgl. VALLENDERIMORELL (FN 6), Art. 73 BV Rz. 24; TOBIAS 
JAAG/GEORG MÜLLERfPIERRE TSCHANNEN/ULRICH ZIMMERLI 
Ausgewählte Gebiete des Bundesverwaltungsrechts, Basel 
2003, 149. 
32 Vgl. BUNDESAMT FÜR JUSTIZ, Gutachten vom 29. Juni 2000, 
Art. 73 BV, Nachhaltigkeit, Anwendung insbesondere im Be-
reich des Strassenverkehrs, in: VPB 65.2, 39. 
33 Vgl. B Ger vom 23. Februar 2004, lA.115/2003, E. 3.2. 
34 LENDI (FN 6), Art. 87 BV Rz. 37. Ein Flugfeld benötigt eine 
Bewilligung, der Betrieb eines Flughafens setzt dagegen eine 
Konzession voraus. Flughäfen sind Flugplätze mit Zulassungs-
zwang, das heisst der Betreiber ist verpflichtet, den Flugplatz 
für alle zugelassenen Luftfahrzeuge zur Verfügung zu stellen. 
Flugfelder hingegen stehen nur dem privaten Luftverkehr of-
fen (Flugplatz ohne Zulassungszwang), vgl. Art. 2 lit. b-d, r; 
Art. 10; Art. 17 VIL. 
eine Vielzahl von luftfahrtrechtlichen, rau ruplanu 
liehe~ ~nd umwe!tr~chtliche~ ~ahmenbedingang:~s~ 
len, die m erster Lmie präventiv im Rahmen von PI Cl'flll. 
B ·11· d . anu ewi igungs- un Konzessionsverfahren überprüft , 
Diese Aufgabe obliegt den z_uständigen Bundesb:d<lca, 
(Bundesrat/UVEK/BAZL)35, die dadurch Einfluss auf nlca 
und B~trieb eine~ Flugplatzes nehmen.36 Art. 36 ff. LJ'IQBai, 
geln diesen Bereich nur im Gnmdsätzlichen. Die einz 1 ~ 
Voraussetzungen für die Erteilung der Betriebskonze e ~ 
der Plangenehmigung und der Genehmigung des Betri:: 
glements sind in der VIL zu finden. 37 
1.2.1. Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt (SIL) 
Im Sachbereich Raumplanung liegt die rechtssatzmli'ssige 
und planerische Konkretisierung der vom Bund festgeleS!ml 
Grundsätze bei Kanton und Gemeinden.38 So hat der iBl1lld 
keine Kompetenz, selbst Raumpläne zu erlassen und sich mll 
der nutzungsspezifischen Zuordnung im Einzelfall zu bcfas. 
sen.39 Dem Bund kommen Planungsbefugnisse nur i't1s0Wdt 
zu, als sie zur Erfüllung einer ihm anderweitig übertragenea 
Sachaufgabe notwendig sind.40 Art. 13 Abs. 1 RPG sieht des-
halb vor, dass der Bund mit dem Instrumentarium der Sach-
pläne und Konzepte Grundlagen erarbeitet, um seine raum-
wirksamen Aufgaben erfüllen zu können, soweit sich seine 
Aufgaben erheblich auf den Raum und die Umwelt auswir· 
ken (Art. 14 Abs. 1 Raumplanungsverordnung vom 28. Juni 
2000, RPV). 41 Sachpläne sind für Behörden aller tufen vtt-
bindlich (Art. 22 Abs. 1 RPV; Art. 3a Abs. 1 VIL), n.ichtje-
doch für die Grundeigentümer, da Sachpläne grundsätzli~ 
keine parzellenscharfen Anordnungen treffen und somit · 
nen relativ geringen Detaillierungsgrad aufweisen.
42 
Die wesentliche Funktion des Sachplans besteht in der 
Abstimmung der Sachziele mit den Raumordnungszielea. 
Eines solchen Ausgleichs bedarf es auch im Bereich der 
Luftfahrt, weshalb Art. 37 Abs. 5 LFG den Bund verpßlch-
tet, einen «Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt» (SIL)4' zo 
erstellen, der vom Bundesrat auf Antrag des BAZL.erJasSCII 
wird.44 Mit der Verabschiedung des SIL durch den Bund 
35 Die eigentliche Ausarbeitung und die Antragstellung 11i111n~ 
mer das BAZL wahr, auch wenn der Bundesrat oder das U 
für einen Entscheid zuständig ist (vgl. Art. 7 OV-UVEK). 
36 JAAG/HÄNNI (FN 2), Rz. 36 ff. · J1 
37 SR 748.131.1; BGE 124 II 317 f. bemängelt am LFG die 
wenig klare und stufengerechte Normsetzung. 
38 Vgl. GRIFFEL (FN 16), 99. 
39 GRIFFEL (FN 16), 100. 
•
0 GRIFFEL (FN 16), 101. 
41 SR 700.1. ....rt 'f~1r.r· 
42 Vgl. EIDGENÖSSISCHES JUSTIZ- UND POLIZßJOßPAR, AR~~ 
(EJPD)/BUNDESAMT FÜR RAUMPLANUNG (BRP, heute. 1997, 
Konzepte und Sachpläne des Bundes (Art. 13 RPG), BefJl 
9, 22. l,e.~ 
43 Abrufbar unter http://www.bazl.admin.ch/sil/, zuletzt 
am 23. Februar 2010. 
44 Alt. 21 Abs. I RPV i.V.m. Art. 7 OV-UVEK. 
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r,de.n indessen noch keine abschliessenden Aussagen 
rJ W~ie Bewilligungsfähigkeit eines konkreten Projekts 
"1ll ab!. Die Rechtmässigkeit eines konkreten Vorhabens 
~~ im nach.gelagerten Plangenehmigungs- und Bewilli-
verfaliren beurteilt.45 Es ist Aufgabe des SIL, eine Ab-
wog zwischen dem Gesamtverkehr, der Raumordnung 
fji dllOl Umweltschutz festzulegen und eine räumlich ko-
te Luftfahrtinfrastruktur zu definieren.46 Dabei ist die 
8t1Wuim1g des SIL eine doppelte: Einerseits ist er raumpla-
. he · Koordinationsinstrument zwecks Ausgleichs der 
p1n1i1rvolkswirtschaftlichen Nutzinteressen mit den Schutz-
• en der Umwelt und der Flughafenanwohner. Ander-
• '$tollt er ein Instrument der Verkehrspolitik dar, da er für 
je ßevölkenmg und Wirtschaft der Schweiz entscheidende 
l'eiehen für den Luftverkehr stellt.47 Für die einzelnen In-
~kturanlagen legt der SIL insbesondere den Zweck, 
bcaa pruchte Areal, die Grundzüge der Nutzung, die Er-
shllessung sowie die Rahmenbedingungen für den Betrieb 
fest.Au serdem hat er die Auswirkungen auf Raum und Um-
ll!ltdarzustellen (Art. 3aAbs. 2 VIL). 
Der SIL besteht aus vier Teilen. Vorliegend interessiert 
lkf drille Teil, der verbindliche Festlegungen enthält und 
h weiter unterteilt: Teil III A enthält Grundsätze zur Hand-
ubung des SIL, Teil III B definiert konzeptionelle Ziele und 
rgilben, und Teil III C umfasst die anlagespezifischen Ziele 
rod Vorgaben (Objektblätter der einzelnen Flugplätze, be-
llthend aus Textblatt und Anlagekarte). Der konzeptionelle 
TclJ m B erteilt dem B und den Auftrag, die Voraussetzungen 
msohaffen um die für Gesellschaft und Wirtschaft notwen-
'&cn Lufttransporte zu gewährleisten. Der SIL verfolgt eine 
llaehfrageorientierte Strategie und gewichtet das Interesse 
III Betrieb der Landesflughäfen als nationale Drehscheiben 
* internationalen Luftverkehrs sehr stark. Im Speziellen 
II der Flughafen Zürich seine Rolle als einer der grossen 
~päischcn Drehscheiben des Weltluftverkehrs wahrneh-
~n können (Teil III B l-B7-2). Die Objektblätter (Teil III 
I Slellen detaillierte, anlagebezogene Umsetzungsteile dar 
: U~terscheiden sich damit in Sachen Detaillierungsgrad 
bhch von den Konzept- und Strategieteilen des SIL. 
1 
V?n besonderer Bedeutung ist die Frage, wie das Ver-
~ t~s zwischen kantonalem Richtplan und den Sachplänen 
~ Undes zu charakterisieren ist. Der Richtplan (Art. 6 ff. ~ ) zeigt die wesentlichen Ergebnisse der Planungen im 
l'lant;n ~~~ der koordinierten Zusammenarbeit mit weiteren 
q,bc n~stragem (Bund, Nachbarkantone, Gemeinden) auf. 
bikk Slrmn~r, «wie die raumwirksamen Tätigkeiten im Hin-
llilll auf die anzustrebende Entwicklung aufeinander abge-
llll Werden» (Art. 8 lit. a RPG) und «in welcher zeitlichen 
\V 
\/LI• N (PN 2), 1.10. 
V ·~Ll'EN (FN 2), I 15. 
i ~~-Rl!cu.;RuNG RAT oe KANTONS ZÜRICH (zit. RR ZH), Aus-
Sitz nus clerrr Protokoll des Regierungsrates des Kantons Zürich, 
.ung Von, 6. Feb111ar 2002, Beschluss Nr. 219, l. 
Folge und mit welchen Mitteln vorgesehen ist, die Aufgaben 
zu erfüllen» (Art. 8 lit. b RPG). Aus dem Richtplan lässt sich 
ersehen, wie die raumwirksamen Tätigkeiten der Behörden 
aller Stufen aufeinander abgestimmt werden sollen. Hinge-
gen zeigt der Sachplan, wie die Bundesaufgaben in einem 
bestimmten Sachbereich von Bund und Kantonen in Berück-
sichtigung der Sach- und Raumordnungsziele erfüllt wer-
den.48 Kantonale Richtpläne und Sachpläne des Bundes ste-
hen auf derselben Stufe.49 Das Verhältnis zwischen ihnen ist 
geprägt vom sogenannten Gegenstromprinzip, wonach die 
Widerspruchsfreiheit durch gegenseitige Planabstimmung 
auf dem Weg partnerschaftlicher Zusammenarbeit zu bewir-
ken ist.50 Die Kantone haben bei der Richtplanung die Sach-
pläne des Bundes zu berücksichtigen (Art. 6 Abs. 4 RPG), 
und umgekehrt hat der Bund die kantonalen Richtpläne zu 
berücksichtigen (Art. 17 Abs. 1 Satz 2 RPV). Die Pflicht des 
Bundes zur Rücksichtnahme auf Anliegen der Kantone geht 
allerdings nur soweit, als kantonales Recht und kantonale 
Richtpläne die Erfüllung der Bundesaufgabe nicht unver-
hältnismässig einschränken (Art. 37 Abs. 4 LFG; vgl. Art. 18 
Abs. 2 RPV).51 Bei räumlichen Konflikten zwischen Bund 
und Kantonen steht ein Bereinigungsverfahren zur Verfü-
gung (Art. 20 RPV). 
Ob und inwieweit der Bund den Kantonen für die Richt-
planung verpflichtende Anordnungen erteilen kann, ergibt 
sich aus der jeweiligen Sachkompetenz und der Ausfüh-
rungsgesetzgebung.52 Wo der Bund- wie im Bereich der 
Luftfahrt - über die Kompetenz zu Festlegungen iiber die 
Nutzung des Bodens verfügt (vgl. Art 3a VIL), kann er auch 
räumlich konkrete Anweisungen für die Erfüllung seiner 
Aufgaben festlegen und damit auch die Kantone an sei-
ne Vorgaben binden.53 Zudem ordnet Art. 23 RPV an, dass 
«die im Sachplan mit Bezug auf die Realisierung konkreter 
Vorhaben getroffenen Anordnungen für den Kanton so weit 
verbindlich [sind], als der Bund im betreffenden Bereich von 
Verfassungs und Gesetzes wegen über entsprechende Korn-
48 EJPD/BRP (FN 42), 18. 
49 BUNDESAMT FÜR RAUMENTWICKLUNG (ARE), Neues Raum-
planungsrecht, Erläuterungen zur Raumplanungsverordnung 
und Empfehlungen für den Vollzug, 2000; Teil J: Erläuterungen 
zur Raumplanungsverordnong, 17, 19. 
50 LUKAS BüHLMANN, Verb.indl.ichkeit und Wirkung von Richt-
und Sachplänen, URP 15/2001, 391 ff., 395 f.; vgl. Art 18-21 
RPV. 
51 ARE (FN 49), 19, 27; LUKAS BüHLMANN, in: Heinz Aemiseg-
ger/Alfred Kuttlcr/Picrre Moor/Alexander Ruch (Hrsg.), Kom-
mentm· zum Bundesgesetz über die Raumplanung, Zürich 1999, 
Art. 13 RPG Rz. 48. 
52 PIERRE TscHANNEN, in: Heinz Aemisegger/Alfred Kuttler/ 
Pierre Moor/ Alexander Ruch (Hrsg.), Kommentar zum Bundes-
ge. e tz über die Raumplanung, Zürich 1999, Art. 2 RPG Rz. 34. 
53 E.JPD/BRP (FN 42), 22; vgl. LUKAS BÜHLMANN, Flughafen 
Zürich - Das Verhältnis zwischen dem Sachplan, Infrastruktur 
der Luftfahrt und dem kantonalen Richtplan, Gutachten zuhan-
den der Volkswirtschaftsdirektion des Kantons Zürich, 22. 
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petenzen verfügt».54 Dies trifft insbesondere auf die an-
lagespezifischen Objektbläter des SIL (Teil III C) zu. 
Auf die kommunale Nutzungsplanung wirkt sich der SIL 
nur indirekt über die koordinierende kantonale Richtplanung 
aus. Die Gemeinden haben die Festlegungen des Bundes zu 
beachten und dürfen keine dem Richtplan (und damit auch 
einem Sachplan des Bundes) entgegenstehende Nutzungs-
ordnung vorsehen.55 
Das SIL-Objektblat steht für den Flughafen Zürich 
noch immer aus. Die seit 2001 geführten Koordinationsge-
spräche56 solen dem BAZL als Grundlage zur Erarbeitung 
des Objektblates beziehungsweise der Flughafenbetreiberin 
zur Erarbeitung eines Betriebsreglements dienen.57 
Das BAZL hat im Februar 2010 den Schlussbericht zum 
Koordinationsprozess SIL für den Flughafen Zürich veröf-
fentlicht. In einem nächsten Schrit wird das BAZL den Ent-
wurf des Objektblats erarbeiten.58 
1.2.2. Betriebskonzession 
Die Konzession ist das Recht zur Ausübung einer mono-
polisierten wirtschaftlichen Tätigkeit.59 Der Bund übt das 
Monopol in der Luftfahrt nicht selber aus, sondern verleiht 
Konzessionen an die Flugplatzhalter. Mit der vom UVEK er-
teilten Konzession ist das Recht verbunden, an dem im SIL 
festgelegten Standort einen Flughafen gewerbsmässig zu 
betreiben und Gebühren zu erheben. Dem stehen die Pflich-
ten gegenüber, nach Massgabe des Betriebsreglements für 
ale Luftfahrzeuge den Flughafen zur Verfügung zu stelen 
(sogenannter Zulassungszwang), einen ordnungsgemässen 
und sicheren Betrieb zu gewährleisten und für die benötigte 
Infrastruktur zu sorgen (Art. 36a Abs. 2 LFG; Art. 10 VIL). 
Nicht in der Konzession enthalten sind die Ausgestaltung des 
Betriebs und der Infrastruktur, deren Festlegung im Betriebs-
reglement statfindet.60 Entsprechend enthält die Konzession 
keinen Vertrauen begründenden Inhalt hinsichtlich Betriebs-
umfang, -konzept und -abwicklung, aus dem alenfals gar 
wohlerworbene Rechte abgeleitet werden könnten. Damit 
verunmöglicht die Konzession betriebliche Einschränkungen 
54 GRIFFEL möchte daraus nicht schliessen, die Festlegung des 
Sachplans durch den Bund habe Vorang und der Kanton müsse 
den Sachplan im Rahmen der Richtplanung lediglich nachvol-
ziehen, vgl. GRIFFEL (FN 16), 110. 
55 Art. 26 Abs. 2 i.V.m. Art. 6 Abs. 4 RPG; BüHLMANN (FN 51), 
Art. 13 RPG Rz. 44; vgl. ALFRED KUTTLER, Bundessachpla-
nung und kantonale Richtplanung, Bern 1998, 20. 56 Teilnehmer dieser formal nicht bindenden Gespräche sind Ver-
treter des Bundes, von 14 Kantonen, der Flughäfen Basel und 
Zürich, von Skyguide und  Swiss. Besprochene Themen: Eck-
werte für den Betrieb (unter anderem Betriebszeiten, Nachtru-
he), Pistensystem, prognostizierte Flugbewegungen, vgl. WAL-
PEN (FN 2), 119 f. 
57 WALPEN (FN 2), 125. 
58 BAZL, Medienmiteilung vom 2. Februar 2010. 
59 HÄFELIN/MÜLLER!UHLMANN (FN 11), Rz. 2604. 60 JAAG/HÄNNI (FN 2), Rz. 56 f. 
im Betrieb reglement nicht.61 Da s der Korizes ionilüri d 
Ba~~ ~nd Verkehr b~c~ränkungen ke_in A'.1 prnch alf ~ 
schad1gung zusteht, 1st m der Konzess10n für den Fh,1Ph~ 
Zürich ausdrücklich festgehalten. 62 .,."'ICI! 
Am 31. Mai 2001 erteilte das UVEK der Flughl(e 
rich AG (FZAG) die Konzession zum Betrieb des Flugh~ Za. 
Zürich gemäss Art. 13 lit. a VIL für weitere 50 Jahre 6J' 
Betriebskonzession enthält keine betrieblichen Rahn~en! 
dingungen wie zum Beispiel die Menge und die Abwlckl 
des Flugverkehrs. Solche sind einzig im SIL und dem.~~~ 
basierenden Betriebsreglement festgelegt. 
1.2.3. Plangenehmigung 
Das Plangenehmigungsverfahren ist ein konzentriertes Ver. 
fahren, in dem bau-, planungs-und luftfahrlrechtJich,e Fq. 
gen entschieden und zugleich enteignungsrechtlic;he An, 
sprüche behandelt werden. Diese Verfahren konzen(titioa 
wurde durch das Bundesgesetz über die Koordination und 
Vereinfachung von Entscheidverfahren vom 18. Juni 1999 
(Bundeskoordinationsgesetz)64 eingeführt. Mit dem Plansr-
nehmigungsentscheid werden sämtliche erforderlichen&,. 
wiligungen für den Bau von Flugplatzanlagen erteÜI. Das 
LFG regelt die Projektierung und Bewiligung von Artla$CD 
abschliessend und nimmt sie entsprechend von der kanto-
nalen beziehungsweise kommunalen Planungs-und .Bewil~ 
gungspflicht aus (Art. 37 Abs. 4 LFG). 65 Durch die Schafung 
dieser ausschliesslichen Bundeskompetenz konnten die b~ 
herigen Unzulänglichkeiten hinsichtlich der formelen 1111d 
materielen Koordination der verschiedenen Bewiligunp-
verfahren (Bund, Kanton, Gemeinde) beseitigt werUen. 
Aus diesem Grund folgt auf den Sachplan -im GegenSIIJ 
zum geläufigen Bewiligungsablauf im Raumplanung> 
recht67 -direkt die Plangenehmigung durch die zu ländisf 
Bundesbehörde. Sie entspricht funktional der kommunal!JI 
6' Vgl. Rekurskommission für Infrastruktur und Umwelt~= 
INUM) vom 18. Februar 2003, E. 2.7; BGer 1 .64-6 tl 
vom 8. Juli 2003, E. 6.4; a.M. PETER ETTLERICoRNELlA L(}:l • 
Vereinbarkeit von fluglärmbedingten Nutzungsbeschräntn~ 
mit der Eigentumsgarantie, AJP/PJA 2003 972 f., 97 • 
hinnten 11.2.3.2.f. 62 Vgl. WALPEN (FN 2), 162. 63 BBl 2001 2381. . kdil' 
64 AS 1999 3071 f. Das Bundeskoordinationsgesetz ist inel' 
eigenständige Kodifikation, sondern ein sogenonnter Sill~td 
oder Mantelerlass, der Änderungen von 18 B11ndesg~~,r 
eingeföhr hat, darnmer das LFG. Für diverse Verkeh~ inilfl-
wurden die Ve1fahre11 weitgehend vereiaheitlichl. L'.nd 1:1~11~.,. Di einzelnen Verfahren werden bei einer Leitb~horde,dt duid' 
eiere betrofene achbehörden anhört, konze11tr1erl un l 
einen Gesamtentscheid abgeschlossen (Konzc111ntiOJ~~111oSf· mit Anhörungsverfahren). Vgl. dazu WALPEN (FN 2' 
m.w.H. 
65 JAAG/HÄNNI (FN 2), Rz. 49 f. 66 WALPEN (FN 2), 205. 67 Vgl. 11.1.1.2. 
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tJeWiligung.68 Eine «mitlere», der Nutzungsplanung 
=ptechende Stufe existiert nicht. 
.,4. Betriebsreglement 1 .. ,. . gesamte betriebliche Ausgestaltung un~ die Verfah-
(lie ~)ätrfe in der Luft und auf dem Boden smd durch das :eb reglement vorzusehen. Die im SIL, in der Betriebs-
1,111iZ~sion sowie in ~er . Plange~ehmigung vorgegebenen 
IJhOlenbedingungen smd 1m Betnebsreglement ko~kret aus-
talten.69 Gemäss Art. 36c Abs. 1-3 LFG sowie Art. 23 :r:al das vom BAZL zu genehmigende Betriebsreglement 
jtOrganisation des Flughafens, die Betriebszeiten, die An-
lßl A:bflugverfahren, die Benützung von Flughafenanlagen 
10\ie Vorschriften über die Bodenabfertigung festzulegen. 
fi)rdie Festlegung der Betriebszeiten sind die Vorgaben für 
je Nachtflugordnung in Art. 39 f. VIL zu beachten. Für den 
flugha~ n Zürich sieht Art. 39a Abs. 1 VIL speziele Bestim-
lU)lgen vor. Eine strengere Nachtflugordnung im Betriebs-
~ ler'nent ist im Gegensatz zu einer milderen nicht ausge-
lhlos ·en. 70 Das Betriebsreglement des Flughafens Zürich wurde am 
I. Mni 2001 (gleichentags erneuerte das UVEK die Kon-
ion) vom BAZL genehmigt, obwohl das SIL-Objektblat 
lrden Flughafen Zürich noch nicht vorlag. 71 In der Folge er-
filhr das Betriebsreglement aufgrund verschiedentlicher Än-
tlr:rungen der deutschen Durchführungsverordnung (DVO) 
änige Modifikationen. Mit Verfügung vom 29. März 2005 
1urden schliesslich die verschiedenen Änderungen zusam-
Umgefässt und die Ergebnisse einer umfassenden Prüfung 
1b bisherigen Betriebs in das «vorläufige» Betriebsregle-
~m eingearbeitet. Das Reglement sol gelten, bis nach Ab-
s;f\luss des SIL-Koordinationsprozesses das SIL-Objektblat 
Rlrde1i Flughafen Zürich festgesetzt und ein diesem entspre-
dieQdes «definitives» Betriebsreglement erlassen werden bnu.72 
1.3. Einfluss des Kantons Zürich auf den Betrieb 
des Flughafens Zürich 
&er. Flughafen Zürich wurde im Jahr 1948 eröffnet und be-
~d bis zum Jahr 2000 als unselbständige öffentlich-recht-
~iA'.1stalt des Kantons Zürich. Seit dem 1. April 2000 be-
du I die FZAG den Flughafen. Der Kanton Zürich hat sich 
~eh die Schaffung der FZAG als gemischtwirtschaftliches 
otnehrnen gemäss Art. 762 OR gewisse Mitspracherechte 
~l!.ll'FEL (FN 16), 101. u:L? Erläuternder Bericht zur Teilrevision der Verordnung V td1c V!L, 4 f. n§I. Ba· 126 n 570. · 
, l. 11ioO I 238 I ; vgl. REKO/INUM vom 16. Dezember 2004, · ni\z 111.w,H. 
l9 ~~  Genehmigung vorläufiges Betriebsreglement vom '"lÖ.f"l2005 17. 
und Aufsichtskompetenzen gesichert.73 Der Zweck der Ak-
tiengeselschaft umfasst gemäss § 6 des Flughafengesetzes 
vom 12. Juli 1999 (FG)74 den Bau und Betrieb des Flughafens 
Zürich unter Wahrung der gesetzlichen Nachtflugordnung 
und unter Berücksichtigung der Anliegen der Bevölkerung. 
Der Kanton beaufsichtigt die Einhaltung der Flugrouten 
und meldet dem BAZL alfälige Verstösse (§ 3 FG). Gemäss 
§ 7 FG räumt die FZAG dem Kanton in ihren Statuten das 
Recht ein, mehr als ein Dritel aler Mitglieder des Verwal-
tungsrates zu ernennen, und § 8 FG sieht vor, dass der Kan-
ton über mehr als ein Dritel des stimmberechtigten Kapitals 
verfügen muss. Ein besonderes Mitspracherecht des Kantons 
Zürich stelt sicher, dass  die FZAG ohne Zustimmung der 
Kantonsvertretung im Verwaltungsrat keine Gesuche über 
Änderungen der Lage und der Länge der Pisten sowie Ge-
suche um Änderungen des Betriebsreglements mit wesent-
lichen Auswirkungen auf die Fluglärmbelastung an den Bund 
übermiteln kann (§ 10 FG). Die Kantonsvertretung stimmt 
in diesem Sachbereich zudem auf Weisung des Regierungs-
rats (§ 19 Abs. 1 FG). Weisungen betreffend Veränderungen 
von Lage und Länge der Pisten genehmigt der Kantonsrat in 
der Form des referendumsfähigen Beschlusses (§ 19 Abs. 2 
FG). Somit hat das Zürcher Stimmvolk die Möglichkeit, über 
Veränderungen von Lage und Länge der Pisten abzustimmen. 
Angemerkt sei, dass es sich dabei nicht um einen Beschluss 
handelt, der direkt Veränderungen am Pistensystem ermög-
licht, sondern nur um einen Vorentscheid, der bestimmt, ob 
die FZAG dem Bund ein Gesuch mit konkreten Änderungs-
vorschlägen zu Lage und Länge der Pisten übermiteln darf. 
Das Flughafengesetz räumt somit dem Kanton ein Ve-
torecht in bestimmten Fälen ein. Der Kanton Zürich hat 
jedoch kein eigenständiges Recht, Änderungen des Flugbe-
triebs durchzusetzen.75 
2. Der Bundeseinfluss auf die 
Landesflughäfen 
Vor dem Hintergrund der dargestelten, dem Bund zur Ver-
fügung stehenden Instrumente ist nachfolgend zu beurteilen, 
ob der Bund auch in der Lage ist, de lege lata, also aufgrund 
der aktuel geltenden Rechtsordnung, seinen Einfluss auf die 
Landesflughäfen zu verstärken. 
2.1. Auffassung des Bundesrates 
Im Bericht über die Luftfahrtpolitik der Schweiz 200476 hält 
der Bundesrat zum Thema Landesflughäfen fest, dass der 
73 JAAG/HÄNNI (FN 2), Rz. 27 f. 
74 LS 748.1. 
75 Vgl. Antrag des Regierungsrates vom 21. Dezember 2005. 76 BBI 2005 1791. Der luftfahrtpolitische Bericht des Bundes-
rates sol nach eigenem Bekunden eine umfassende Diskussion 
über die bisherige und vor alem über die künftige Luftfahrt-
i 736 
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Bund de lege lata wegen seiner begrenzten Einflussmöglich-
keiten nicht in der Lage sei, verbindliche Vorgaben zu ihrem 
Betrieb aufzustellen. Die heutige Rollenverteilung (grosse 
Einflussmöglichkeiten der Flughafenkantone, ungenügende 
Planungskompetenz des Bundes) werde der nationalen Be-
deutung der Landesflughäfen nicht gerecht.
77 
Der Bundesrat führt aus, dass der Flughafenhalter über 
Bauvorhaben und die grundlegenden betrieblichen Fragen 
selber entscheide. Der Bund agiere dabei ausschliesslich als 
Bewilligungsbehörde und könne dementsprechend nur Ge-
suche bewilligen oder ablehnen. Insbesondere erlaube es die 
bundesrechtliche Genehmigungspflicht für Betriebsregle-
mente nicht, aktiv in die Betriebsplanung von Flughäfen ein-
zugreifen. 78 Mit anderen Worten hat der Bund, nach Ansicht 
des Bundesrates, bei Betriebs- und Infrastrukturfragen nur 
eine passiv-reagierende, nicht jedoch eine aktiv-agierende 
Stellung inne. Als aktives Mittel ve1föge der Bund lediglich 
über den SIL, in dem er jedoch nur die wichtigsten Eckdaten 
des Flughafens festlegen könne. Was den SIL anbetrifft, ge-
langt der Bundesrat zum Schluss, dass der Betrieb der Flug-
häfen einer übergeordneten, einheitlichen Bundesplanung 
weitgehend entzogen sei, da kantonale Behörden und Ge-
meinden die Flughäfen entweder selbst oder indirekt über 
von ihnen kontrollierte Gesellschaften betreiben und über 
umfassende Rechtsetzungskompetenzen sowie Sperrminori-
täten verfügten. 79 
Aus diesen Gründen äussert der Bundesrat de lege feren-
da das Bedürfnis nach Verstärkung der Bundeskompetenzen, 
um seine luftfahrtpolitische Verantwortung besser wahrneh-
men zu können. Insbesondere brauche der Bund auch die 
Möglichkeit zur Einflussnahme auf die Betriebsreglemente 
der Flughäfen und damit auf die Organisation des Flug-
platzes, die Betriebszeiten sowie auf die An- und Abflugver-
fahren, um übergeordnete nationale Interessen wahrnehmen 
zu können.80 
2.2. Sichtweise des Zürcher Regierungsrates 
Der Regierungsrat de Kaolons Zürich teilt ·ich auf den 
Standpunkt, dass die achpläne de Bundes gemäss Art. 13 
RPG vorab der Abstimmung seiner raumwirksamen Bunde -
aufgaben zu dienen hätten . Ansonsten obliege die Raumpla-
nung gemä Bundesverfa ung den Kantonen. Zwar ge ' teht 
der Regierung. rat ein, da die operationellen Fe ·tlegungen 
im SIL weiter gehen müssten, al die im zürcherischen 
politik ermöglichen. Der Bericht beinhaltet eine Prä ·enrntion 
von Handluno, strateg.ien zuhanden des Parlaments (BBI 2005 
1788). Die vom 8UJ1desrat entwickelten Leitsät.ze (vgl. BBI 
2005 185 ff.) ollen al Grundlage <les politisch n Diskm-ses 
dienen und ·teilen keine verbindlichen Rechtsgrundlagen dar. 
77 BBI 2005 1837. 
78 BBI 2005 1837 f. 
79 BBI 2005 1836. 
80 Vgl. BBI 2005 1864. 
Richtplan (vom Bundesrat am 15. Mai 1996 genehnu 
Fall war. Allerdings teilt er ni_cht die -~-uffassung des :1~ 
wonach der Sachplan - soweit als notig - bereits det~Jr" 
te Vorgaben ~u ent~alt_en habe. Mit Bezug auf das Betncttf. 
verfahren sei es pnmare Aufgabe des SIL, einen Rlllt bs. 
vorzugeben, an den sich Fluginfrastruktur und -betri ~ 
halten haben, während die detaillierte Ausgestallun: C: 
Flugbetriebes (An- und Abflugregime, Pi tenben,ü~ 
ordnung usw.) Sache des Betriebsreglements sei und • 
dem hie_rfür vo~g~sehenen, eig~nen Verfahren zu gesehei: 
habe. Ern detailhertes SIL-ObJektblatt würde dem ~antoa 
den Handlungsspielraum bei der Festlegung der neuen Flug. 
muten anlässlich der Erarbeitung des neuen Betrieb regle. 
ments entziehen. Des Weiteren würde die starke Stellu1,1gder 
Kantonsvertretung im Verwaltungsrat der FZAG (vgl§ 10 
und 19 FG) ebenso bedeutungslos wie die gesetzlich VO!Jll> 
schriebene Mitwirkung des Runden Tisches ( vgl. § 4 FG) bei 
der Erarbeitung möglicher Betriebsvarianten.R
1 
Der Regierungsrat des Kantons Zürich führt für ,eineAf. 
gumentation im Übrigen Art. 36c Abs. 2 LFG ins Feld, wcl• 
eher vorsieht, dass die im SIL vorgegebenen Rahmenbedin-
gungen im Betriebsreglement konkret auszugestalten sind. 
Er schliesst aus dieser Bestimmung, dass die operationellea 
Details nicht im SIL, sondern im Betriebsreglement zu regeln 
sind, und weist auf die grosse rechtliche und politische Be-
deutung dieser Feststellung für den Kanton Zürich hin. Wllr-
de dies anders betrachtet, so wäre das Betriebsreglement iD 
denjenigen Belangen, die für die Bevölkerung von grö tel11 
Interesse sind (unter anderem An- und Abflugwege), llutcb 
den SIL präjudiziert.82 
Überdie haben gemäss Regierungsrat des Kanton Zl-
rich sowohl der SIL als auch das künftige Betrieb reglcnd 
den bereits bestehenden raumplanerischen Fe tlegu~ 
sowie den heutigen Siedlungsstrukturen im Kanton Zllril* 
weitestgehend Rechnung zu tragen. Dies bedeute auchi Rah-
der Bund mit der Festlegung des SIL-Objektblattes den 
men lediglich so eng fassen dürfe, als dies zur ErfUllllngdel 
Bundesaufgaben zwingend notwendig sei, so dass dern: 
ton Zürich und der Flughafenbetreiberin der ihnen rech 
zustehende Anordnungsspielraum verbleibe. 
83 
2.3. Beurteilung der Rechtslage 
2.3.1. Allgemeines 
Im Rahmen einer Beurteilung der dem Bund zur Ver: .,,J 
stehenden Instrumente erweist sich der SIL als Dre 
Angelpunkt der verschiedenen Einflussmöglichkeilf; IJIIII 
Bundes, da er behördenverbindlich das Konzept v~r~riik~ 
Voraussetzung für die luftfahrtspezifischen J~fl,l )lti 
und Betriebsverfahren ist. Dadurch entlastet er die aJl e 
81 Vgl. RRZH (FN 47), 3 ff. 
82 Vgl. RR ZH (FN 47), 5. 
83 Vgl. RR ZH (FN 47), 5 f. 
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Verfahren im Bereich Konzession, Plangenehmigung 
-~eiriebsreglemenl. So wird die Konzession nur erteilt, 
der Betrieb der Anlage den Zielen und Vorgaben des 
-:ntsprichl (Art. 12 Abs. I lit:.a VIL). Auch das Betriebs-~ nlent sowie entsprechende Anderungen werden nur ge-
llt'\gt, wenn der Inhalt den Zielen und Vorga~en des. SIL 
richt (Art. 25 Abs. 1 lit. a VIL) . Dasselbe gtlt schhess-




Bundeseinfluss über das Mittel der 
Konzessionserteilung 
Beantragung und Erteilung 
War eine Betriebskonzession erlangen will, muss beim 
UVSK ein Gesuch einreichen (vgl. Art. 11 Abs. 1 VIL). Das 
~tlClh wird gemäss Art. 4 VIL publiziert. Die Vorausset-
amgen zur Konzessionserteilung regelt Art. l 2 VIL. Eine 
Betrieb ·konzession wird nur erteilt, wenn der Betrieb der 
AllJage den Zielen und Vorgaben des SIL entspricht (lit. a) , 
1b Gesuchsteller über die erforderlichen Fähigkeiten, 
~nntnis e und Mittel verfügt, um die Verpflichtungen aus 
Gesatz Konzession und Betriebsreglement zu erfüllen (lit. b) 
anddas Betriebsreglement genehmigt werden kann (lit. c). 
Bei der Erneuerung der Konzession des Flughafens Zü-
rich am 31. Mai 2001 lag nur der allgemeine Teil des SIL 
lllr, dessen Inhalt überaus abstrakt ist und daher keine wirk-
ilhc Prüfung i.S.v Art. 12 Abs. 1 lit. a VIL vorgenommen 
tcrdeo konnte. 84 
2.3-2.b. Verhältnis Konzession - S/L beziehungsweise 
Betriebsreglement 
~iiss Art. 36a Abs. 2 LFG wird mit der Konzessionierung 
~ncr-sciJs das Recht verliehen, einen Flughafen gewerbsmäs-
11& zu betreiben. Anderseits bestimmt Art. 36a Abs. 2 LFG 
16c Pflichten der Konzessionärin in abschliessender Weise, 
halb betriebliche Rahmenbedingungen nicht Bestand-
ldl der Konzession sind. 85 Art. 10 Abs. 2 VIL ist zudem zu 
:nehmen das die Ausgestaltung des Betriebs und der In-
~ltuktur nicht Gegenstand der Betriebskonzession sind. ;r der SIL muss zwingend Vorgaben und Rahmenbedin-
~ ~&en zum Betrieb der fraglichen Infrastruktur enthalten.86 
~,~er ~onkretisiert werde~ der Flug- und Flugplat~betrieb 
~· e_tncbsreglement, wonn auch Bewegungskontmgente, 
~~(ton~plafonds und andere Verkehrs- und Betriebsvor-
ten 1.S.v. Art. 12 Abs. l lit. c USG festzulegen sind.
87 
~~;FEt. FN 16). 99, kriti itJ rl das Fehlen des lL-Objektb.latt 




~BKO/INUM vom 18. Februar 2003; BGer 1.A.72/2002 
69J2o0 -August 2002, E. 3.2; B
G , 129 U 336ff.; BGer IA.6 1-
13Ge 3 vom 8. Juli 2003. 
Vgl r I A.6 J/2003, E. 3. 1. 
l~,A An. 23 VLL; BGE 127 TI 306; BGer IA.72/2002 vom 
ugust 2002, E. 3.2: BGE 129 11 336 f. 
Da!l Bundesgericht betont, da · daran auch Art. 6c 
Abs. 2 LFG und Art. 25 Abs. l liL b VIL nichts ändern, wo-
nach das Betriebsreglement di e in der Betrieb konzes ion 
«vorgegebenen Rahmenbedingungen» auszugestalten bezie-
hung weise die «Vorgaben der Betrieb konzessiom> umzu-
etzen hat. Au die en Bestimmungen könne nicht geschlo -
en werden da die Betriebskonzession konkrete Angaben 
über den künftigen Flugbetri.eb und in besondere die An-
und Abflugverfahren enthalten mü e.
88 Auch die Konzes-
ion für den Fl.ughafen Zürich enthält neben den in Art. 36a 
Abs. 2 LFG genannten Vorgaben keine weiteren konkreten 
Vorgaben für das Betriebsreglement.
89 
2.3.2.c. Inhaltliche Anreicherung der Konzession? 
Es teilt ich die Frage, ob der Bund im Rahmen der Ertei-
lung der Betrieb konzession die Möglichkeit hätte, durch 
Anreicherung des Konzession inhalt zusätzlichen Eintlus 
auf den Betrieb eine Flughafen , das hei L die Organi ation 
de. Flugplatzes, die Betrieb zeiten ·owie auf dfo An- und 
Abflugverfahren auszuüben. 
Die Ausgestaltung der Konzes ion hat durch das am 
I. Januar 2000 in Kraft geu·etene Bundeskoordination -
ge ecz90 erhebliche Änderungen erfahren. Die Konzession 
wurde inhalllich stark einge clu·änkt und auf die Statuierung 
der grundlegenden Rechte und Pflichten reduzierl «nackte» 
Konze ion). Ausdrücklich ordneL Art. I O Ab . 2 VIL an: 
«Die Ausgestaltung de Betrieb uad der lnfrastrnktur ind 
nicht Gegenstand der Betrieb konze ion.» 
Vor Inkrafttreten de Bundeskoordination geseczes wur-
de z.wi chen Raluncnkonze ion Baukonzes ion und Be-
triebi;konze..s;s ion unterschieden. Die damaJige Betriebskon-
zes ion enthielt auch Vorschriften über die Ausge taltung 
des Betriebs.91 Es war weitgehend unklar, durch welche 
rechtlichen lnstitute und in welchen Verfahren der Flugplatz-
b trieb zu regeln und z;u überprüfen ei.9
2 Diese Unsicher-
heit wurde mit dem Bundeskoordinalion gesetz aufgehoben, 
indem man alle m.it der Infra truktur zu ammenhängenden 
Fragen im Plangenehm.igung verfahren zusammengefasst 
und da. Verfahren zur Ertei1ung der Betriebskonzession ent-
prechend eingeschränkt hat.93 Damit wurden der Lnhalt der 
Betrieb konzessionen auf die grundlegenden Rechte und 
Pflichten reduziert die Regelung aller betrieblichen Ele-
mente auf da Betriebsr glement ver choben und alle bau-
lichen Fragen ins Plangenehmigung v ·rfahren überfülU'l. 
Ob vor diesem Hintergrund eine Anreicherung der Kon-
zession im Sinne de Gesetz- und Verordnung gebers zulä -
88 BGer lA.61/2003 vom 8. Juli 2003, E. 3.1. 
&9 Vgl. BAZL (FN 72), 18 f. 
90 AS 1999 3071 ff.; vgl. auch FN 64. 
9I Vgl. W ALPEN (FN 2), 161. 
92 BGE 129 II 336; eine detaillierte Übersicht über die damalige 
Rechtslage gibt BGE 124 II 293, E. 8-10. 
93 BB! 1998 2592. 
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sig wäre, ist zu bezweifeln. Das BAZL selber fühit in seinem 
Erläuternden Bericht zur Teilrevision der VIL aus, die Aus-
gestaltung des Betriebs sei nicht mehr Inhalt der Betriebs-
konzession. Betriebliche Fragen könnten jedoch im Rah-
men der Konzessionserteilung berücksichtigt werden, denn 
Konzessionen dürften nur erteilt werden, wenn ein geneh-
rnigung ·fähiges Betriebsreglement vorliegt (Art. 12 Abs. 1 
lit. c VIL).9
4 Das Bundesgericht ist derselben Auffassung. 
Insbe ondere könne aus Art. 36c LFG und 25 Abs. 1 lit. b 
VIL, wonach das Betriebsreglement die in der Konzession 
«vorgegebenen Rahmenbedingungen» ausgestalten bezie-
hungsweise die «Vorgaben der Betriebskonzession» umset-
zen müsse, nicht gefolge1t werden, dass in der Konzession 
der äussere Rahmen des Betriebs und die wesentlichen be-
trieblichen Grundsätze festgelegt werden müssten. Nur der 
SIL habe zwingend Vorgaben und Rahmenbedingungen zum 
Betrieb der fraglichen Infrastruktur zu enLhalten (Art. 3a 
Abs. 2 VIL). Vorgaben betreffend Infrastruktur und Betrieb 
·eien nach der Meinung des Gesetzgeber. gerade nicht in 
der Konzession zu verorten.95 Vor diesem Hintergrund teilt 
ich allerdings die Frage ob die Betrieb konzession keine 
Vorgaben enthalten dürfe oder müsse. Die REKO/INUM 
führt aus, dass die Pflichten der Konzessionärin in Art. 36a 
Abs. 2 LFG in der •onn einer abschliessenden Aufzählung 
verfasst seien und sich dem Gesetzestext auch son L kein 
Hinweis entnehmen lasse, dass das Departement die Pflich-
ten darüber hinaus erweitern dürfte. Auch nach der Botschaft 
zum Bundeskoordinationsgesetz beschränkt sich die Kon-
zessionserteilung «im Wesentlichen darauf, das Recht zum 
B trieb eines im SIL umschriebenen Flughafens auf einen 
be ·tim.mten Betreiber zu übertragen, und auf weitere damit 
zusammenhängende Fragen.»96 
Fest steht, dass über die «nackte» Konzession hinaus 
dem Flughafenhalter mit der Konze i n Aufiagen gemacht 
werden dürfen. Als «nackte» Konzession wäre vorliegend 
da blo se Recht zum Betrieb eine Flughafen unter Aus-
schluss allfälliger Konkurrenten an einem bestimmten Ort 
in der Schweiz unter Bedingungen, die einen rentablen Ge-
schäftsgang zulassen, zu bezeichnen. Im Sinne einer Auflage 
sieht di.e Konzession für den Flughafen Zürich vor, dass der 
Konzessionärin kein Anspruch auf Entschädigung zusteht 
falls insbesondere aus Gründen des Nachbar- und Umwelt-
schutzes während der Dauer der Konzession Bau- oder Ver-
kehrsbeschränkungen nötig werden. 97 
2.3.2.d. Pflicht zur Anpassung an veränderte Bedürfnisse 
(«dynamische» Konzession)? 
Der Konzessionär unterliegt einer Betriebspflicht, welche 
darin besteht, den Belri,eb unterbruchlos weiterzuführen 
94 
BAZL, Erläuternder Bericht zur Teilrevision der Verordnung 
über die VIL, 3. 
95 BGer lA.61/2003, E. 3.1. 
96 BBI 1998 III 2612. 
97 WALPEN (FN 2), 166. 
(Pflicht zur Betriebskontinuität) und an veränderte B 
erbedü~nisse anzupassen (dynami~che Komp nente).~nu~ 
dynamische Komponente der Betnebspflicht kann ~· h Die -,1c ni .. 
dem Gesetz oder aus allgemeinen Erwägungen ergebe ~ ... 
. Aus ~rt. 36a LF~ lässt sich klarerwei e keine aus~~ 
hche Pflicht zur bedmgungslosen bedürfnisgerechten A · ck. 
sung der Organisation des Flugplatzes, der Betriebszn~as. . · euen sowie der An- und Abflugverfahren ableiten. Unter Bez 
nahme auf PO LED NA könnte sich die Frage stellen, ob ..:_ :ug. 
a~hängig von der_gesetzli~hen G~ndlag~ im Einzelnen-: 
mit der Konzess10n erteI!te Betnebspfltcht die Pflicht 
«Anpassung des Betriebs an veränderte BeniilzerbeduZ: 
nisse» beinhaltet.99 Es ist entsprechend zu prüfen, ob di 
~onzessionäre im Luftfahrtbereich eine Anpa sung pfüe~ 
tnfft, 
100 
so dass das vom Bundesrat in seinem lu flfabJtpoli-
tischen Bericht formulierte Ziel eines «attraktiven und be-
darfsgerechten Angebots der schweizerischen Luftfahrt>>'~ 
tatsächlich erreicht werden kann. 
Die Lehre spricht sich gegen eine solche Pflicht aus. Über 
die gesetzliche Verpflichtung hinaus bestehe nur eine !Je. 
schränkte Pflicht des Konzessionärs zum Ausbau eines Flug. 
hafens.
102 Es bestehe jedenfalls keine Pflicht zur unein~ 
schränkten Bereitstellung aller wünschbaren Kapazitäten.'~ 
Als Minimum wird man vom Konzessionär (gleichsam run 
unteren Ende der Skala) eine Anpassungsleistung insoweit 
verlangen können, als ein ordnungsgemässer und sicherer 
Betrieb gewährleistet werden muss. Am oberen Ende der 
Skala wird die Pflicht des Konzessionärs, die Jnfn-1 truklur 
und Organisation des Flughafens auszubauen, wohl dort be· 
grenzt, wo dies für ihn finanziell untragbar und em prechend 
unzumutbar wird. 104 Wieweit der Konzessionär im Zwi· 
schenbereich verpflichtet ist, Infrastruktur und Organisation 
des Flughafens auf die, insbesondere mit dem luflfahrlpoli· 
98 
TOMAs POLEDNA, Staatliche Bewilligungen und Konzes io11en, 
Bern 1994, 217; BLAISE KNAPP, La collaboration des pnrtieu· 
liers et de l'Etat a l'execution des täches d'interet gcn6rt1l. in: 
Association Henri Zwahlen (Hrsg.), Melanges Henri zwahlcn. 
Lausanne 1977, 363 ff., 391 f. 
99 POLEDNA (FN 98), 217; vgl. auch KNAPP (FN 98), 391 f. 
IOO POLEDNA (FN 98), 219. 
101 BBl20051811. 
102 REGULA DE.n 'LING-ÜTT, Zulassungszwang auf schweize-
rischen Flughäfen in: ASDA-Bulletin 2/1992, 1 ff., 10; JAJIG 
(FN 6), 218. , 
103 JAAG (FN 6), 218; vgl. auch WERNER GULDIMANN, Grundfrtl· 
gen der schweizerischen Luftverkehrspolitik, in: Jahrbuch d~ 
Schweizerischen Verkehrswirtschaft 1993/94, 95 ff. , 103, sowie 
DETTLING-ÜTT (FN 102), 10. 
104 POLEDNA (FN 98), 217, verweist hierbei auf den nicht niehr 
in Kraft stehenden Art. 36 Abs. 2 des Eisenbahngesetzes voill 
20. Dezember 1957: «Erfordert das Interesse am durchgehcrid.!lll 
Verkehr von einer Bahnunternehmung besondere, billigcrwei~ 
nicht ihr allein zumutbare Leistungen so hat wer die Leistun
11
g 
' , d z 
verlangt, angemessen an deren Kosten beizutragen». Vgl. a_ 
auch MICHEL HANHARDT, La concession de service pubJic, 
Etude de droit föderal et de droit vaudois, Lausanne 1977 · 
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Bericht formulierten, langfristigen politischen Be-
.. ~\e auszurichten, lässt sich kaum in allgemeingültiger 
,n,/j\lS . f d' . . L hr ";'·:·e formulieren. Im Hinblick au ie vorne zitierte e e 
:e:esbezüglich allerdings Zurückhaltung geboten. 
1
•3.2.e. Konzessionsentzug 
, UVEK entzieht die Konzession ohne Entschädig~ng, 
e die Voraussetzungen für eine sichere Benützung mcht 
,cnn · .. · pfl· ht · ht aiehr vorliegen oder der Konzess1onar se
1
m_e h1c en ~~~ . 
a,ahr wahrnehmen will oder sie wiederho t m sc "."erer vve1-
verlel7.l hat (Art. 93 LFG i.V.m. Art. 16 VIL). Em Konzes-~ 0 entzuo kommt aus Verhältnismässigkeitsüberlegungen 
llO bei be;onders qualifizierten Umständen als ultima ratio 
:~etracht. Insbesondere ist zu prüfen, ob ein ~ufschub des 
Entzug unter gleichzeitiger Ermahnung zur W1ederherstel-
luog des gesetzeskonformen Zustandes im Einzelfall genü-
.. d JOS gen wur e. 
Dem Bundesgericht zufolge kann das UVEK unter 
Um tänden eine Konzession entziehen, falls ein Betriebs-
raolemenl gegen Bundesrecht verstösst. 106 Sollte also das 
e:1riebsregiernenl im Widerspruch zum SIL-Objektblatt ste-
!Wn, käme der Entzug der Konzession in Frage. 
Im Zusammenhang mit der Frage nach der Pflicht des 
Konzessionärs zum Weiterausbau des Flughafens wird in der 
[;ehre der Standpunkt vertreten, eine Weigerung des Flugha-
fenhalter einen erforderlichen Ausbauschritt an die Hand 
1u nehmen, könnte allenfalls zur Nichterneuerung der Be-
lrie_b konzessi.on nach deren Ablauf führen; im Fall schwerer 
und andauernder Pflichtverletzung käme wohl auch ein Ent-
zug der Konzession vor deren Ablauf in Frage. 107 
2.3.2.f. Betriebseinschränkung versus 
wohlerworbene Rechte 
Wohlerworben sind Rechte, deren wesentlicher Gehalt auf-
&rund des Vertrauensschutzes und der Eigentumsgarantie un-
WideITUflich und gesetzesbeständig ist. 108 Da die Konzession 
Dach Art. 36a LFG einer bestimmten Konzessionärin einzig 
das Recht verleiht, an einem bestimmten Ort einen Flughafen 
ZU betreiben stellte sich die REKO/INUM auf den Stand-
PUnkt, die K;nze sion emhal.te hinsichtlich B t1·ieb urnfang, 
·konzept und -abwi.cklung keinen Vertrauen begTi.indenden 
lnhah aus dem ali.enfall gar wohlerworbene Recbte abge-
leitet werden könnten. Die Konz sion stehe daher betrieb-
licncn Ein chränkungen im Betriebsreglement nicht entge-
&cn.10<J 
EttLERILÜTHY kriti ieren di e Auffassung und sind der 
Ansicht, dass erhebliche Betrieb. be chränkungen auch einen 
-----"" r p I.P.DNA (PN 98), 309 f. 
IOJ BGcr I A. 72/2002, E. 3.2. 
1f6 JAAO (PN 6), 2 J 8· DETTLI NO-ÜTT (FN 102), 10. 
~9 BGE 128 ll 125. 
REI<O/JNUM vom 18. Februar 2003, E. 2.7; vgl. auch BGer 
IA.64-69/2003 vom . Juli 2003, E. 6.4. 
Eingriff in die mit der Betriebskonzession verliehenen wohl-
erworbenen Rechte darstellen würden. 110 Es sei davon aus-
zugehen, dass die Konzession über einen Vertrauen begrün-
denden Inhalt verfügen würde, aus welchem wohlerworbene 
Rechte abgeleitet werden könnten, falls die Konzession ent-
gegen dem Willen des Gesetzgebers inhaltlich angereichert 
würde. In der Konzession für den Flughafen Zürich ist al-
lerdings ausdrücklich festgehalten, dass der Konzessionärin 
durch Bau- und Verkehrsbeschränkungen kein Anspruch auf 
Entschädigung zusteht. 111 
2.3.3. Bundeseinfluss über das Mittel der 
Plangenehmigung 
Für Bauten und Anlagen, die ganz oder überwiegend dem 
Betrieb eines Flughafens dienen, bedarf es einer Plange-
nehmigung durch das UVEK (Art. 37 LFG). Das Gesuch des 
Flughafenhalters hat die Genehmigungsvoraussetzungen von 
Art. 27d VIL zu erfüllen. Ein raumwirksames Vorhaben muss 
den Zielen und Vorgaben des SIL entsprechen (Abs. 1 lit. a) 
und die generellen Anforderungen des Bundesrechts, insbe-
sondere des Luftfahrt-, Raumplanungs-, Umweltschutz-, Na-
tur- und Heimatschutzrechts erfüllen (Abs. 1 lit. b). 
Gemäss Art. 37 Abs. 5 LFG erfordern Plangenehmi-
gungen bei Vorhaben, die sich erheblich auf Raum und Um-
welt auswirken, grundsätzlich einen Sachplan nach Art. 13 
RPG. Für die Beantwortung der Frage, für welche Anlage 
. in welchem Umfang Bedarf besteht und unter welchen Be-
dingungen, sollen der SIL und insbesondere die SIL-Objekt-
blätter herangezogen werden. 112 Darin werden die wichtigen 
Ermessensentscheide bereits von der Sachplanbehörde ge-
fällt. 113 Diese Vorgaben müssen im anschliessenden Plange-
nehmigungsverfahren Berücksichtigung finden. 114 
Beeinflussen Bauvorhaben auf einem Flugplatz auch des-
sen betrieblichen Verhältnisse, so sind die entsprechenden 
betrieblichen Belange ebenfalls im Plangenehmigungsver-
fahren zu prüfen (Art. 27c VIL). Die zusammenhängenden 
materiellen Fragen müssen in Abhängigkeit voneinander 
geprüft und entschieden werden. Dadurch ist die materielle 
und formelle Koordination von Plangenehmigungs- und Be-
triebsreglementsverfahren gewährleistet. 115 
Der Bundeseinfluss bei der Plangenehmigung ist nur ge-
ring, da erstens die Rolle des UVEK nur eine genehmigende 
ist und es daher nicht aktiv in die Planung von Infrastruktur-
anlagen eines Flugplatzes eingreifen kann. Zweitens sind die 
wichtigen Entscheide schon im SIL-Objektblatt gefällt wor-
IIO ETTLERILÜTHY (FN 61), 976. 
III WALPEN (FN 2), 166. 
112 Vgl. BAZL (FN 94), 2; in BGE 128 II 1 ff. hat das Bundesge-
richt eine Plangenehmigung verweigert, weil keine Vorgabe auf 
Sachplanebene existierte. 
113 Vgl.BGE128Illl. 
114 BüHLMANN (FN 51), Art. 13 RPG Rz. 41. 
11 5 BAZL (FN 112), 5 f. 
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den, die nunmehr im Plangenehmigungsvertahren umgesetzt 
werden. 
2.3.4. Bundeseinfluss über das Mittel des 
Betriebsreglements 
2.3.4.a. Genehmigung 
Der Flugplatzhalter hat dem BAZL das erstmalig erstellte 
Betriebsreglement und jede Änderung desselben zur Ge-
nehmigung einzureichen (Art. 36c LFG). Die Genehmigung 
wird erteilt, wenn das Reglement die abschliessenden Vo-
raussetzungen von Art. 25 Abs. 1 lit. a-f VIL ertüllt. Insbe-
sondere hat das Betriebsreglement den Zielen und Vorgaben 
des SIL (lit. a), den Anforderungen der Betriebskonzession 
und der Plangenehmigung (lit. b) und den luftfahrtspezi-
fischen Anforderungen sowie solchen der Raumplanung, 
des Umwelt-, Natur- und Heimatschutzes (lit. c)116 zu ent-
sprechen. Die formelle und materielle Koordination des Be-
triebsreglements- mit dem Plangenehmigungsve1fahren stel-
len Art. 36c Abs. 4 LFG sowie Art. 27 c VIL sicher. 117 
Falls eine Änderung des Betriebsreglements wesentliche 
Auswirkungen auf die Fluglärmbelastung hat, regelt Art. 36d 
LFG ein bestimmtes Auflage-, Publikations- und Einsprache-
vertahren. Es obliegt dem BAZL zu entscheiden, wann eine 
Auswirkung wesentlich ist. Indiz für die Wesentlichkeit kann 
die Betroffenheit zahlreicher Personen und die Wahrnehm-
barkeit der Veränderung der Lärmbelastung sein. Dieses Ver-
fahren gelangt auch bei der erstmaligen Genehmigung eines 
Betriebsreglements zur Anwendung. 118 
Dem Bund kommt beim Betriebsreglement eines Flug-
platzes in erster Linie eine reagierende, genehmigende Rol-
le zu. Das BAZL kann den Inhalt des Betriebsreglements 
grundsätzlich nicht direkt beeinflussen. Hingegen besitzt 
es die Möglichkeit, die Genehmigung seinerseits mit Ne-
benbestimmungen (Bedingung, Auflage, Befristung) zu 
verbinden. 119 Über diesen Weg kann ein ursprünglich vom 
Flugplatzhalter definiertes Reglement vorn BAZL inhaltlich 
modifiziert werden, was an Bedeutung nicht zu unterschät-
zen ist. Wenn wie vorliegend die Möglichkeit von Nebenbe-
stimmungen nicht ausdrücklich gesetzlich vorgesehen ist, so 
muss ihre Zulässigkeit in einem, mit der Hauptanordnung 
zusammenhängenden öffentlichen Interesse begründet sein. 
Ausserdem müssen die Nebenbestimmungen den Grundsatz 
der Verhältnismässigkeit beachten. 120 
116 Vgl. Art. 17 ff. Verordnung vom 19. Oktober 1988 über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPV), SR 814.011. 
117 Vgl. dazu vorne 11.2.3.3. 
118 Obschon dies aus Art. 36d LFG nicht entnommen werden kann, 
vgl. WALPEN (FN 2), 182. 
119 Vgl. HÄFELIN/MÜLLERIUHLMANN (FN 11), Rz. 902. 
120 HÄFELINIMÜLLERIUHLMANN (FN 11), Rz. 918 ff. 
2. 3.4.b. Verhältnis Betriebsreglement -
S/L beziehungsweise Konzession 
Das BAZL wünscht, im SIL so wenig wie möglich, ab 
viel ~ie nötig fes~zuhalt~n. Dabei_muss dem SlL-Objek~laso 
g~mass BAZL mcht zwm~end em_ ebenso de_tailliertes a! 
tnebskonzept zu Grunde hegen wie dem (zeitlich nach 
schaltet vorn BAZL zu genehmigenden) Betrieb reglenui~· 
Das Verhältnis zwischen SIL und Betriebsreglement ist .~ 
Lehre und Praxis nicht vollständig geklärt. · rn 
Zum Verhältnis zwischen Betriebsreglement und der 
Konzession gilt, dass der Flug- und Flugplatzbetrieb injedar 
Hinsicht im Betriebsreglement zu regeln ist, wfülrenddessen 
betriebliche Rahmenbedingungen nicht Bestandteil der Kon-
zession sind. 121 
2.3.4.c. Verfügung von Änderungen 
Da das Betriebsreglement den Betrieb des Flughafens in aJ. 
len Belangen regelt, muss es die jeweils aktuell gültigen Vor. 
gaben für dessen Betrieb enthalten. Sollten veränderte recht-
liche oder tatsächliche Verhältnisse es ertordem, so ist das 
BAZL aufgrund von Art. 26 VIL ermächtigt und verpflichte~ 
Änderungen des Betriebsreglements zur Anpassung an dun 
rechtmässigen Zustand zu verfügen. 122 Auch das Bundesge-
richt stellt in allgemeiner Weise fest, dass unter bestimmten 
Voraussetzungen auf die Genehmigungsverfügung wiecler 
zurückgekommen werden kann. Solche Verfügungen Uller 
Dauerrechtsverhältnisse können namentlich wegen Dachrrllg· 
licher Änderung der Sach- oder Rechtslage widerrufen wer• 
den, sofern wichtige öffentliche Interessen berührt sind.lLI 
Art. 26 VIL lässt sich insofern als Möglichkeit zur direkten 
Einflussnahme betrachten. 
Falls im Rahmen der Erarbeitung des konkreten Teil 
des SIL Widersprüche zwischen dem SIL und dem Be· 
triebsreglement entstehen, würde es sich dabei zweifell<» 
um veränderte rechtliche Verhältnisse handeln, welche eine 
Anpassung des Betriebsreglements gemäss Art. 26 VIL et· 
förderlich machen würde. Im Falle des Flughafens Zlirich 
könnte das BAZL somit Änderungen direkt verfügen, ol e 
dass der Kanton Zürich darauf Einfluss nehmen könnte. l1!1S 
Mitbestimmungs- und Vetorecht des Kantons Zürich gemr. 
§ § 10 und 19 FG gelangt nur dann zur Anwendung, wenn ein 
Gesuch um Erlass oder Änderung des Betriebsreglements jßl 
Verwaltungsrat der FZAG diskutiert wird; 124 also wenn~ 
gleichsam um Gesuche «von unten» geht, nicht jedoch biJI 
vertilgten Änderungen «von oben». Sinnvollerweise 11i0111~
1 
das BAZL seine, aus Art. 26 VIL fliessenden Befugni~se Jlll~ 
einer gewissen Zurückhaltung wahr und beschränkt sich all! 
121 Vgl. Art. 10 Abs. 2 tt nd 23 VIL sowie vorne ll.2.3.2.b. 72), 122 Vgl. BGE 129 II 341 f.; 127 II 313 ff. sowie BAZL (FN 
14. 
123 BGE 127 II 306, 313 f.; vgl. HÄFEl,JN/M " 1. 1m/U1-1 1,M.v' 
(FN 11), Rz. 999. 
124 Vgl. vorne 11. l.3 . 
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. D ,rchsetzung von politisch wichtigen Anliegen. Die Re-
die ~ der operativen Details sind so weit als möglich dem 
f'IUJlc I .. b 1 • u Jatzha ter zu u e~. assen. . 
f1 ~e proviso1:i ehe Anderung d_es Betn~bsreglemen~~ des 
hafens Zürich vom 16. April 2003 mfolge Verlange-
: des deutschen Nachtflugverbots stützte sich auf Art. 26 
I/IL, [25 
2,3.s. Bundeseinfluss über das Mittel des SIL 
z.J,5.a. Detaillierungsgrad. des SI L-Objektblattes 
Wie erwähnt, nimmt der SIL unter allen Instrumen_ten d~s 
Bunde eintlusses eine hervorgehobene Stellung em. Die 
Konze . ion, das Betriebsreglement und auch die Plange-
ni:limigung werden nur erteilt beziehungsweise genehmigt, 
Jijllll sie den Zielen und Vorgaben des SIL entsprechen. 126 Es 
teilr sich dementsprechend die Frage, inwiefern der Bund 
durch eine möglichst detaillierte Ausgestaltung des SIL Ein-
ßu ·s auf den Betrieb der Landesflughäfen nehmen könnte. 
Dem Bundesamt für Raumentwicklung (ARE) zufolge 
hat der Sachplan einen erheblichen Beurteilungs- und Er-
messen sp.iclrnum für die nachgeordneten Entscheide zu be-
lnsseD.127 Das ARE stellt jedoch fest, dass die planerischen 
llssagen umso konkreter sein können, je umfassender die 
betreffende Bundeskompetenz ist. 128 BüHLMANN führt aus, 
dass der Bund im Bereich der Luftfahrt über eine umfas-
sende Sachzuständigkeit verfügt und es deshalb nicht nur 
bei der Formulierung von Zielen, Massnahmen und Priori-
täleo der Aufgabenerfüllung belässt. Er könne sich in Form 
richtung:weisender Festlegungen und Abstimmungsanwei-
filngen auch zu Standorten von Infrastrukturanlagen und zu 
An- und Abflugrouten etc. äussern. Das BAZL stellt sich auf 
den Standpunkt, im SIL sei so wenig wie möglich, aber so 
viel wie nötig festzuhalten. In seinem Erläuterungsbericht 
nir VIL belässt es das BAZL bei der Formulierung, der SIL 
enthalte «gewisse Vorgaben», und «im Übrigen» seien «die-
se Fragen im Betriebsreglement geregelt». 129 Die Botschaft 
zum Bundeskoordinationsgesetz verweist darauf, dass heute 
Wcscn1 I i.che Grundfragen namentlich betreffend Standort, 
Zweck und Ausbaugrö se von Flugplätzen im STL behandelt 
Werden. im 
Der gmndsätzliche Charakter des SIL, der nicht nur ein 
raumplanerisches sondern auch ein verkehr politi ches ln-
S1ru~1e1111 31 dartellt spricht nicht gegen eine Regelung von 
iletr1eblichen Anforderungen im SIL (F1ugplatzorgani ation, 
Betriebszeiten, An- und Ab.flugverfa.hr 11) fäll die zum 
----l!J 111, \VA Ll'llN (FN 2), 185. 
An. 12 Abs. l lit. a VlL; AJ-t. 25 Abs. J. lit. a VJL: Ai:t. 27d 
l!J Abs. I li1. a VlL; vg'I. auch vorne 11.2.3. L und IT.1.2. 1. 
11 ElPD/BRP (FN 42), 9 und 23. 
11'1 ~JPD/BRP (PN 42), 22; vgl. Art. 23 Abs. l RPV. 
11r, . A.ZL (FN 60), 5. 
u, n111199s2612. 
Yg1, RR Zf{ N 47), I. 
Zwecke der Abstimmung von Nutz- und Schutzinteressen 
unabdingbar erscheint. 
Die Frage, wie detailliert Vorgaben im Sachplan sein dür-
fen, lässt sich wohl kaum in allgemeiner Weise beantworten. 
Entscheidend ist vielmehr, wie viel Detail zur Erreichung 
der mit dem Sachplan verfolgten Zielsetzung tatsächlich 
nötig ist. Mit WALDMANN/HÄNNI ist an den Sachplan die 
Minimalanforderung zu stellen, auf jeden Fall diejenigen 
Aussagen und Anordnungen zu enthalten, die für die Erfül-
lung seiner Funktion als Instrument der Herstellung einer ko-
härenten Raumordnung - und SacJ1poUtik notwendig ind. 132 
Der Sachplan muss mit anderen Worten zumindest so kon-
kret sein, dass aus ihm inhaltlich das Ergebnis der Abstim-
mung der Sachziele auf die Raumordnungsziele entnommen 
werden kann. 
Führt nun in Anbetracht der aktuellen Gegebenheiten eine 
Abwägung der zur Debatte stehenden Nutz- und Schutzinter-
essen zum Ergebnis, dass für eine kohärente Raumordnungs-
und Sachpolitik detaillierte Aussagen und Anordnungen be-
treffend die Organisation des Flugplatzes, die Betriebszeiten 
sowie die An- und Abflugverfahren notwendig sind, so ist ge-
gen diese Detailliertheit nichts einzuwenden. Entscheidend 
ist mit anderen Worten, dass der Bund die in der Vertassung 
vorgesehene Abwägung zwischen den verkehrspolitischen 
Interessen, den umweltschutzrechtlichen Anliegen, den 
raumplanerischen Zielsetzungen sowie den Nachhaltigkeits-
überlegungen sachgerecht und ausgewogen vorgenommen 
hat. 133 Falls das Resultat dieser Abwägung beim Bundesrat 
zum Entschluss führt, aufgrund der Umstände sei es erfor-
derlich, das Resultat der vorgenommenen Abwägungen auf 
Stufe SIL in möglichst konkreten und detaillierten Anord-
nungen festzulegen, weil unter den gegebenen Umständen 
nur auf diese Weise das mit dem SIL bezweckte Ziel auch 
tatsächlich e1Teicht werden könne, so ist dies zulässig. Im 
Bereich der Luftfahrt wird diese Ansicht insbesondere be-
stätigt durch die Auffassung, dass die planerischen Aussagen 
umso konkreter sein können, je umfassender die betreffende 
Bundeskompetenz ist. 134 Aufgrund der umfassenden Bun-
deskompetenz (Art. 87 BV) kann der Bund nicht nur Ziele, 
Massnahmen und Prioritäten zur Aufgabenerfüllung vorge-
ben, sondern sich auch in Form richtungsweisender Festle-
gungen und Abstimmungsanweisungen zu Standorten von 
Infrastrukturanlagen, An- und Abflugrouten etc. äussern .13~ 
Es ist insofern auch vorstellbar, dass die Flughafenhalter 
im SIL auf die Zulassung einer Mindestzahl von Flugbewe-
gungen verpflichtet werden. 
Dem Bundesgericht ist in diesem Zusammenhang zu ent-
nehmen, dass zeitliche und örtliche Betriebsbeschränkungen 
aus Gründen der Gleichbehandlung der Gewerbegenossen 
132 BERNHARD WALDMANNIPETER HÄNNl, Handkommentar Raum-
planungsgesetz, Bern 2006,Art. 13 RPG Rz. 16. 
133 Vgl. W,\l.DMANN/füiNNI (FN 132), Art. 13 RPG Rz. 48. 
134 EJPD/BRP (FN 42), 22; vgl. Art. 23 Abs. 1 RPV. 
135 BüHLMANN (FN 53), 22. 




in recht gleicher Wei ·e im achpJan 5 tgel gt
 werden sol-
len, und nicht erst auf SLufe d Betrieb re
glements für dje 
einzelne Anlagc.
136 Darau kann ge. eh lo en werden dass 
erforderlichenfalls au h ande1weitige betr
iebliche Grund-
enr cheidungen im Sachplan fesLZuhalten ind. 
Dasselbe hat 
au h fül' die Anpassung konkreter Infrastru
ktur zu gelten. 
Führt die Abwägung von Nutz- und Schut
zinteressen zum 
Re ultat, dass die konkrete Infrastrnktur a
us Wichtigkeits-
überlegungen bereit auf Stufe Sachplan vor
ge,ehen werden 
mus . so soll und mus die fnhalt des Sachplan 
ein. Diese 
Überlegungen werden vom Bunde geri ht 
im Zusammen-
hang mit der Plangenebmigung für eine mil
itäri ehe Ausbil-
dung an lage insofern bestätigt, al da . da
 Bundesgericht 
eine Plangenebmigung für ein konkretes lnfr
astrukturprojekt 
verwehrt, wenn nicht bereit auf Stufe Sa
chplan ein Ent-
cheid lib r den einem ·olcben Projekt zugr
unde liegenden 
lnteressenkonAikt mit der nötigen Klarheit e
rfolgt ist. 137 Da. 
Bundesgericht stellt sich auf den Standpunkt
, da , gerade für 
den FaU, in welchem s.ich zwei unterschied
liche Interessen 
von nationaler Bedeutung gegenüberstehen
 die ich gegen-
seitig ausschliessen und unter Umständ n
 nicht versöhnt 
werden können (in ca ·u: lnteres e an der Lan
de! verteidigung 
ver u Interesse an der Erhaltung eine. Wi
ldtierkorridors 
von nationaler Bedeutung), die Plangeneh
migung voraus-
setze dass sich bereits die a hplanbehörde
 mit diesem lntc-
re enkonflikt au drücklich au einanderge e
tzt und icb klar 
für den Vorrang des Nutzintere scs ent chie
den hat. Die Ab-
wägung von zwei sich wider !reitenden gle
ichwertigen na-
tionalen Interessen teilt einen bedeutenden
 Ermessensent-
scheid dar den klarerwci e die achplanbe
hörde zu treffen 
habe. 138 Beim Eda s von Sachpfänen fungie
rt der Bundesrat 
nicht wie bei der Behandlung von kantona
len Richtplänen 
al Genehmigungsbehörde, ondern al · PlaJ,
ung behörde. Es 
kommt ihm daher in ent. prechendes Planu
ngsennessen zu 
(vgl. Art. 21 Abs. 2 RPV).' 9 
Unter Bezugnahme auf BüHLMANN
140 verlangt das Bun-
desgericht von der Sacht>lanbehörde, da .
 ie in den Erläu-
terungen zum Sachplan im Einzelnen darzu
legen hat, wes-
halb ie sieb zu Gun ten des einen oder an
deren Interesses 
ent. chieden hat.
141 Die Th rnati ierung wichtiger lnfrastruk-
turfragen denen ein Interessenkonflikt zug
runde liegt, darf 
. omit nicht nur sondern - ·o sind die buu
d gerichtl ichen 
Au führungen zu vectehen - mu Inhalt de
. SIL ein. 
Gnmdsätzlich i t innvoll und richtig
, w nn sicl1 
die - mit spezifischem Sachwi en au ·ge
 tatteten - Flug-
hafenhalter um die operati ven Fragen des F
lugbetriebs (z.B. 
die l~ugtechnische Regelung des An- und Ab
flugs) kümmern 
und diese Aspekte im Betri.ebsreglement re
geln. Da BAZL 
136 BGE 128 II 299 ff. 
137 BGE 128 II 1 ff. 
138 BGE 128 II 11. 
139 WALDMANN/HÄNNI (FN 132), Art. 13 RPG Rz. 4
8. 
140 BüHLMANN (FN 51 ), Art. 13 RPG Rz. 4, 30. 
141 BGE 128 II 11 f. 
überlässt den Flughafenhaltern deshalb in de
r Regel d 
sprechenden Handlungsspielraum. Erachtet 
das BAzt~cnt. 
dings eine (operative) Frage für politisch be
sonders wich~~· 
so hat es das Recht und die Pflicht, Fragen d
es Betriebs 0
~1, 
der Infrastruktur zum Inhalt des SIL zu m
achen und d' er 
entsprechend selber einer Regelung zuzufüh
ren. 'Csc 
2.3.5.b. Verbleibender Handlungsspielraum de
s Flug-
hafenhalters beziehungsweise des Kantons 
~ie Ein:w~nde des Regierungsra~es des K
antons Zürich. 
~m detailhe~te~ SIL (vor al~~m em ausfüh
rliches SlL-O.t,. 
3ektblatt) ·e1 nicht achgemass, da dem K
anton damit dar 
Handlung pi !raum bei der FesUegung der
 neuen An- und 
Abflugrouten anläs. lich der Erarbeitung des
 neuen Betriebs-
reglements entzogen würde, 
141 sind nicht stichhaltig. Dl?l 
Handlungsspielraum de Kanton. in Flugh
afenfragen wird 
durch da Bundesrecht ab chlie. end festgel
egt. 
Die kantona.len Eil1flussmöglicl1kei te11 auf den
 Inhalt dl.!$ 
SIL werden in den Art. 18- 23 RPV (unter
 anderem Anhö-
rung der Kantone und Bereinigung_smecban
ismu geregelL 
Die es Instrumentarium regelt da Verfahre
n für den Kon-
fliktfall, t llt jedoch keine inhaltliche Beg
renzung ffü da~ 
Mass an Detairnertheit eines JL d,u·. Im Ge
genteil, denn 
Art. 23 RPV grenzt den Handlungsspielrau
m d r Kanrone 
bei ihrer Richtplammg noch weiter ein: Je 
umfassender die 
betreffende BLmdeskompetenz i ·t, desto k
onkr tcr können 
die planerischen Aus agen im Sachplan sein
. 
Den Kantonen steht vor dem Hintergrund
 der umfas· 
senden Bundeskompetenzen (Art. 87 BV; LF
G· VIL; Art. 23 
RPV) kein definierter materieller «Hand
lung ·. pieiraum 
zu, auch nicht etwa für die Festlegung von
 neuen An- und 
Abflugrouten. Auch kennt die der Erarbeit
ung des SIL zu. 
grunde liegende gesetzliche Konzeption 
kein <<Abstrakl· 
heitsgebot», welches eine besondere Detai
llierung des SlL 
verbieten würde, wie es dem Regierungsrat 
des Kantons Zü· 
rich vorschwebt. 143
 Aus Art. 36c LFG ist zwar zu entnelunen, 
dass im Betriebsreglement die unter ander
em im SIL vor· 
gegebenen «Rahmenbedingungen» konkre
t auszugestalten 
sind, und aus Art. 3a VIL geht hervor, dass d
er SIL insbe o~· 
dere «die Grundzüge der Nutzung, die Ersc
hliessung sowie 
die Rahmenbedingungen zum Betrieb» ei
nes Flugploti 
bestimmt. Daraus jedoch einen materiel
len Handlung,~· 
spie~raum abzuleiten, um di.e «operationel
len D ~ails>> 
1~ 
Betnebsreglement selber beziehungsweise d
urch die fZA, 
festlegen zu können, wird der Sache nicht 
gerecht. Es nl~ 
zwar tatsächlich sinnvoll sein, dass der Flu
gplatzhalter die 
operativen b trieb nahen Fragen in der Rege
l im Betrie~ r~ 
glement statuiert und damit die inhaltliche D
etailarbeit ubef 
nimmt. Sobald jedoch wichtige operative F
ragen anstehBl~ 




Schutzintere en bestehen, enthalten weder
 11. 36c Abs, 
142 Vgl. RR ZH (FN 47), 3. 
143 Vgl. RR ZH (FN 47), 5. 
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ioch Art. 3a VIL ein Verbot, diese Fragen im 
lL einer 
LfG !ung zuzuführen. Das Bundesgericht verlangt in diesen 




1·t der nötigen 
Klarheit löst und ·ich bei unver öh11lich 
fjkl I . 
• 
nUberstehenden J.nteressen für den VorrMg 
des emen 
,cge heidct. Da Bunde gericht spricht von einem «bed
eu-
lll~:u Enne sensent ·cheid den klarerweise die Sachplan-
:örde zu treffen hat.»
144 Damit darf und mus der Bunde -
(.II als Sacbpla~bel~örde (vgl.. Art. 21 RP:1), atL
f Antrng de. 
SAZL. auch wichtige operative Fragen '~. SIL und damit
 
eh im SJL-ObjektblaLt de Flughafen Zunch 
regeln. 
JJ Ln diesem Zu amrnenhang ist zudem auf das Wi
cbtig-
teitskriterium im Gesetzgebungsbereich z~
 ~erweis:n. 
Grondsätzlich i t davon auswgehen, da s w1cht1ge b
ez1e-
•ungsweise wei enUich Ents~beidungen auf e!
ner de1_no1?·a-
. h höher legitimierten Stufä vorzunehmen rnd.
 Kntenen, 
,alche die Wichtigkeit indizieren können ind
 die Zahl der 
~regelten Verhaltensaltemaüven Grös e des A
dres aten-
treises, lnten ität (Betroffenheit in Grundrech
tspositionen), 
Bedeutung für die Ausgestaltung de p liti ch
en Systems, 
~anziclle Auswirkungen owie Akzeptierbark
eit der Rege-
lung.'-1~ Auch vor diesem Hintergrund ist es richtig
. wichtige, 
iuch operative, Ent cheidungen auf der Eben
e des - durch 
den Bundesrat verabschiedeten - SIL zu treffen
. Da1iiber hi-
naus wird es dem Bunde rat vorbehalten bleib
en, die Wich-




Hin definierter materieller Handlung spielraum d
es Flug-
bafenhnlter beziehungsweise de Kanton Zü
rich karn1 sich 
hliesslich auch nicht aus den §§ 10 und 19 FG
147 erge-
ben. die dem Kanton Zürich möglich t weitgehenden Ein
-
Du s auf den Inhalt des Betriebsreglement de F
lughafens 
Zürich einräumen. E handelt sich dabei um den
 kaotonal-
rethtlichen Ver uch, trotz. kJarer Bunde. komp
etenz Art. 87 
BV; LrG; VJL; Art. 23 RPV) die Intere. sen des K
antons im 
Bereich de Flughafenbetriebs möglich t weitg
ehend durch-
iusctzen. Ein definierter, vom Bund akzeptiert
er materieller 
llandlungsspielraum des Kantons liegt hinge
gen nicht vor. 
Wü,de d r Bund betriebliche Fragen in konkre
ter Weise im 
SLL (vor all m im SIL-Objektblatt Plughafon Zür
ich) bereits 
efner Regelung zuführen, wi.irde dies den vom Kanton Zi
i-
~ch sich ·elbst er chaffenen Handlungs pielra
um emptind-
hch beeimrächtigen . 
2·3.5.c. Einfluss eines detaillierten SIL auf die Konze
ssion 
-~e Betriebskonzession wird nur erteilt, wen
n «der Be.trieb 
r Anlage den Zielen und Vorgaben des SIL
 entspncht» 
144 
111 BGE 128 II 11. 
Vg]. GEORG Müt.Ll!R, Inhalt und Form de
r Rechtssetzung als 
Problem der demokratischen Kompetenzo
rdnung, Basel 1979, 
1% l!o ff. 
Vg]. zur ähnlichen Problemstellung im N
ew Public Manage-
~cni; CMR1 1' PH MEYER, New Public Man
agement als neues 
lt! Verwaltung. modell, Basel 2000, 162. 
gl. vorne H.1.3. 
(Art. 12 Abs. l lit. a VIL). E teilt sich die F
rage, auf welche 
Teile de SJL die e Verordnung bestimmun
g abstellt. Nach 
An icht der REKO/IN UM bezieht sich die Vorau
ssetzung der 
Sachplankon.formität fifr die Konzessionser
teilung auf die 
grund .. ätzlicben Aus agen des SlL, die konkr
eten Aus agen 
(al o vor allem die SlL-Objektblätter) seien hinge
gen im Be-
triebsreglement umzu etzen.
148 Für den. be onderen Fall des 
Flughafens Zürich für den noch kein SIL-
Objektblatt exi-
stiert mag dje e Auffassung au pragmati, eh
er Sicht zulässig 
ein. Allerdings findet ie im Gesetz keine ausdrü
ckliche Be-
grfü1dung. Aus gesetzgebung technischer Sic
ht i t zumindest 
fragwürdig, ob die gleichlautenden Ve1wei 
ungen in Art. 12 
Ab . I lit. a (b züglich Konze siou) sowie in A
rt. 25 Abs. I 
lit. a VIL (bezüglich Betriebsreglement) au
f «die Ziele und 
Vorgaben des SIL>> jeweil unterschiedl.ich 
auszulegen sind. 
Unbestri ltenerma en hat das Betriebsreglem
ent di betrieb-
lichen Rahmenbedingungen des SIL-Objekt
blatre. zu inkor-
porieren und näher auszuführen.M
9 De halb i I es nicht nach-
vollziehbar, da . für di Konzession ertei lung n
icht eben o 
die Vorgaben des SIL-Objektblanes mas geb
end sein sollen. 
Die Ausrichtung der Konzession alleine auf
 di allgemeinen 
Vorgaben und Ziele de SIL macht wenig S
inn, da diese so 
generell gehalten siJ1d, da s ihnen inhaltlich 
nur sehr geringe 
Bedeutung zukommt.
150 
Sollte folglich der SIL beziehungsweise ein
 pezifiscbes 
Objektblatt aufgrund veränderter tatsächlic
her VerhälLnisse 
eine Anpa sung der Flughafeninfrastruktu
r verlangen, um 
(auch in Zukunft) ein attraktive. und bedarfs
gerechtes Ange-
bot zu sichern und ollte ich der F lughafenh
alter zur betref-
fenden Vornahm • weigern o käme dem Bu
nd die Möglich-
keit zu, dem Flughafenhalter die Konzession
 zu entziehen.
151 
2.3.5.d. Einfluss eines detaillierten S/L auf 
das Betriebsreglement 
Sind Teile des Betriebsreglements mit neu e
rlassenen Zielen 
und Vorgaben des SIL und vor allem mit Fe
 tlegungen im 
spezifi chen SIL-Objektblatt nicht vereinb
ar, o kann das 
BAZL direkt Änderungen des Betriebsreglem
ents ve1fi.lgen 
(Art. 26 VIL). 152 
2.3.5.e. Einfluss eines detaillierten S/L auf das 
Plangenehmigungsverfahren 
Falls das SIL-Objektblatt Anpassungen ode
r Veränderungen 
der Infrastruktur für erforderlich erachtet,
 kann sich der 
1~s REKO/INUM vom 18. Februar 2003, E. 2.5
.2. 
i.19 Vgl. W/\LPl!1 (FN 2), 184, und GRIF
FEL (FN 16), 107 sowie 
BAZL (PN 69), 4 f. 
1so So kommt da UVEK in . einer Bet:riebskon7.c
s ion vom 3 I. Mai 
200 I für den Flughafen Zürich (Seite 6 bezei
chnenderweise 
zum lapidaren S hluss, es entspreche den 
Zielen und Vorgaben 
des lL, den Beu·ieb des lughafens miuels Kon
i.ession weiter 
zu ermöglichen, da der Flughafen «in der sc
hweizerischen Ver-
kehrsinfrastruktur eine zentrale Stellung e
innimmt». 
151 Vgl. v()rnc U.2.3.2.e. 
152 Vgl. dazu au führlich vorne II.2.3.4.c. 
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Bundesrat, rein rechtlich betrachtet, über die Beschlüsse 
des Kantons Zürich und des Flughafenhalters hinwegset-
zen und den Bau neuer Infrastrukturanlagen vorsehen. Han-
delt es sich dabei um Änderungen der Lage und Länge von 
Pisten, so besteht für die Kantonsvertretung im Verwaltungs-
rat der FZAG ein Vetorecht. 153 Sollte der Kanton an seiner 
Ablehnung festhalten und kommt daher im Verwaltungsrat 
der FZAG kein entsprechender Baubeschluss zustande, so 
könnte der Bund durch Ersatzvornahme die Bauten erstellen 
lassen. Allerdings erscheint ein solches Vorgehen kaum rea-
listisch. 154 
2.4. Zusammenfassung 
Im Bericht über die Luftfahrtpolitik der Schweiz 2004155 
kommt der Bundesrat im Zusammenhang mit der Sachpla-
nung Infrastruktur der Luftfahrt (SIL) zum Schluss, der Be-
trieb der Flughäfen sei einer übergeordneten, einheitlichen 
Bundesplanung weitgehend entzogen, da kantonale Behör-
den und Gemeinden die Flughäfen entweder selbst oder in-
direkt über von ihnen kontrollierte Gesellschaften betreiben 
würden und über umfassende Rechtsetzungskompetenzen 
sowie Sperrminoritäten verfügten. 156 
Wie dargelegt, kann der Bund bereits de lege lata mit den 
aktuell zur Verfügung stehenden Instrumenten einen nicht 
unbedeutenden Einfluss auf die Landesflughäfen nehmen. 
Und dies in einem bedeutend grösseren Ausmass, als es der 
Bundesrat im genannten Bericht anzunehmen scheint. 
Der Bund verfügt im Bereich des Flugverkehrs über eine 
umfassende, nachträglich derogatorische Gesetzgebungs-
kompetenz (Art. 87 BV). Der Einfluss des Bundes auf die 
Landesflughäfen könnte vor allem durch eine zusätzliche 
Detaillierung des vom Bundesrat zu erlassenden SIL erreicht 
werden. Der SIL hat auf jeden Fall diejenigen Aussagen zu 
enthalten, die für die Erfüllung seiner Funktion als Instru-
ment der Herstellung einer kohärenten Raumordnungs- und 
Sachpolitik notwendig sind. Falls die in der Verfassung 
vorgesehene Abwägung zwischen den verkehrspolitischen 
Interessen, den umweltschutzrechtlichen Anliegen, den 
raumplanerischen Zielsetzungen sowie den Nachhaltigkeits-
überlegungen sachgerecht und ausgewogen vorgenommen 
wurde und das Resultat dieser Abwägung beim Bundesrat 
zum Entschluss führt, aufgrund der Umstände sei es erfor-
derlich, detaillierte Aussagen und Anordnungen in Bezug 
auf die Organisation des Flugplatzes, die Betriebszeiten so-
wie die An- und Abflugverfahren auf Stufe SIL zu treffen, 
so ist gegen diese Detailliertheit nichts einzuwenden. Ent-
gegen der Ansicht des Regierungsrats des Kantons Zürich 
vermittelt die Bundesgesetzgebung keinen definierten ma-
teriellen Handlungsspielraum des Flughafenhalters (bezie-
153 Vgl.§ 10 und 19 FG und vorne II.1.3 . 
154 JAAG/HÄNNI (FN 2), Rz. 52. 
155 BBI 2005 1864. 
156 BBI 2005 1836. 
hung weise des Kanton Zürich, dem im Verwaltun 
Flughafenhalter · ein achlic~ b~ chränkte Yetore~h~nt des 
kantonalem Recht zu teht) ftu· die «operati nellen D ~ 
des Betrieb reglements. Ein olcher ergibt sieb auct~~ 
aus dem Raumplanung - oder Umwelt chutzgesetz & OlaJir 
zwar innvoll ein, das der Flugplatzhalter die 0·~e l\ ~ 
betrieb nahen Fragen in der Regel im Betrieb reglein: tive,i 
tuiert und damit die inhaltliche Detailarbeit überninin~l: 
Bund ist jedoch frei operative Fragen von politischer Wi b-
tigkeit im SlL elber zu regeln . Da Bunde gericht ver! t 
da bereits die Sachplanbehörde den lntere senkonfük~ 
der nötigen Kla1:heit lö t und ich fö1: den Vorrang eines': 
tere se entscheidet. Da Bunde gencht ·pricbt von eine 
«bedeutenden Erme. ensent cheid, den klarerweise tti~ 
achplanbehörde zu treffen hat.»'n 
Hinsichtlich des Einflusses eines detaillierten SIL auf~ie 
Konzession wird vorliegend der Standpunkt vertreten, die 
Konzession habe sich auf die Ziele und Vorgaben des gesam. 
ten SIL au zurichten. Würde insbesondere in einem spezi-
fischen Objektblatt eines Flughafens neu vom Konzessionär 
die Anpassung des Flughafenbetriebs beziehungsweise der, 
-infrastruktur vorgesehen, um ein attraktives und bedarfs. 
gerechtes Angebot zu sichern, könnte diese Anpassungs-
leistung vom Konzessionär zwar nicht zwingend verlangt 
werden. Allerdings bestünde im Falle der Weigerung des 
Konzessionärs, den Flughafen beziehungsweise dessen Be-
trieb (entgegen einer allfälligen Statuierung im SIL) weiter 
auszubauen, die Möglichkeit des Bundes zum Konzessions-
entzug mit der Begründung, der Konzessionär begehe eine 
schwere und andauernde Pflichtverletzung. 15 8 
Falls Widersprüche zwischen dem konkreten Teil des SIL 
(vor allem der Objektblätter) und dem Betriebsreglement 
entstehen, würde es sich dabei um veränderte rechtliche Ver-
hältnisse handeln, welche eine Anpassung des Betriebsre-
glements durch Verfügung des BAZL ermöglichen wiirden 
(Art. 26 VIL) . 159 
111. Möglichkeiten zur Verstärkungen des 
Bundeseinflusses auf die Landesflug· 
häfen de lege ferenda 
Wi die vorstehenden Au führungen zeigen bieten be-
reits die bestehenden r chtlichen In ·trumente für d n ßtlll~ 
dmchaus wirk ame Möglichkeiten zur Einflussnt1h111e atl 
die Landesflughäfen. Dennoch tell.t ich die Frage weJ~C 
inhaltlichen Änderungen von Recht •grundlagen notwendif 
wären, um den Bunde einfluss auf die Landesflughiifen noc 1 
zu ver. tärken beziehungsweise den Anspmch des Bundes 
157 BGE 128 II l l; zum Ganzen vgl. vorne II.2.3.5.a . f. 
158 Vgl. vorne II.2 .3.2.e. 
159 Vgl. vorne II.2.3.4.c. 
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r:vurchserzung sein~r luftfahrtpolitischen Zielsetzungen 
I ·äizlich zu gewahrle1sten. ~hZL 
1. 
Kein Handlungsbedarf auf 
Verfassungsebene 
,dem etwa in i lbi.g formulierten Art. 87 B V läs t ich 
:WS ~ompetenzfülle des Bun~es nich~ im Detail er .ehen. 
5 
praxis und Lehre Jä st sich aber 111 aller KJarheu und 
,\II 01stritten die umfas ende Kompetenz de Bundes zur 
~~lung der Luftfahrt entnehmen. 160 E· besteht daher kein 
ßluldlungsbedarf aufVerfa sungsebene, um den Einflus des 
Bundes auf die Lande flughäfen zu verstärken. 
Handlungsbedarf auf Gesetzes- (LFG) 
und Verordnungsstufe (VIL) 
Anpassungspflicht von Betrie.~sreglement 
und Infrastruktur nach einer Anderung 
des SIL 
Vorstellbar wäre unter diesem Titel, in der VIL eine Bestim-
mung vorzusehen, die unter Sanktionsfolge (Ersatzvornah-
me, Entzug der Konzession o.ä.) vorsieht, dass innert einer 
gewissen Frist nach Abänderung des SIL das angepasste Be-
triebsreglement zur Genehmigung vorgelegt beziehungswei-
,e ein Gesuch um allfällig notwendige Plangenehmigungen 
ßetreffend neue Infrastrukturanlagen eingereicht werden 
muss. Unternimmt der Flughafenhalter keine entsprechenden 
Anstrengungen, so kann der Bund unter Umständen selber 
handeln . 
Eine solche Bestimmung würde eine stärkere indirekte 
Verbindlichkeit des SIL für den Flughafenhalter (Konzes-
sionär) bewirken. Die Transformation der Vorgaben des SIL 
in das Betrieb reglement beziehungsweise in ein Plange-
nehrnigung ge uch bliebe Aufgabe des Flughafenhalters, 
unct es würde ihm damit auch ein gewisser Handlungsspiel-
rau111 verbleiben. Eben. o verändert ich an der primären Rol-
l~cte UVEK/BAZL als Genehmigungsbehörden nichts. Neu 
hn12u käme jedoch eine Eingriffsmöglichkeit des Bundes für 
in Fall da der Flughafenhalter untätig bleibt oder kein 
lll SIL ent prechencle Gesuch einreicht. 
2·2. Inhaltliche Klärung des SIL im Gesetz und 
Klärung der Rechtswirkungen 
Der Charakter des SIL aL verkehr politi cbes Instrument, 
IV<ilthes wichtige inhal.tliche Ent cheidungen vorgeben kann 
und rnuss und damit auch in wesentl'ichen operativen Fragen 
~assgebtichen Einflu auJ Konzession , Betriebsreglement 
haangenchmigung und damit auf den Betrieb des Flugplatzes 
~ lli st sich dem LFG und der YIL heute nicht mit der not-
~ 
VgJ. vorne II. l. l. l. 
wendigen Klarheit entnehmen. Zwar lassen sich Inhalt und 
Charakter des SIL mit Hilfe der bundesgerichtlichen Recht-
sprechung161 sowie der Lehre162 relativ klar erkennen. Den-
noch würde eine Änderung von Art. 36c Abs. 2 LFG im Hin-
blick auf die Formulierung «Rahmenbedingung» zu einer 
zusätzlichen hilfreichen Klärung führen. Einer betreffenden 
Klärung bedürfte auch Art. 3a VIL hinsichtlich der Defini-
tion sowie des möglichen Regelungsinhalts des SIL (z.B. 
Festlegung von An- und Abflugwegen). 
Denkbar wäre des Weiteren die Klärung des Verhält-
nisses zwischen dem SIL und der «nackten» Konzession. 
Nach dem Wortlaut von Art. 36a LFG sowie von Art. iO ff. 
VIL ist heute unklar, welche Auswirkung eine spätere Ände-
rung des SIL auf eine früher erteilte Konzession hat. Wollte 
man den Konzessionär verpflichten, neue Vorgaben des SIL 
unmittelbar umzusetzen, so wäre dies im LFG sowie in der 
VIL zu statuieren. Damit würde klargestellt, dass eine Kon-
zession auch eine dynamische Komponente enthält, welche 
in der Pflicht zur Anpassung der Leistungserbringung an die 
laufenden Bedürfnisse liegt. Allerdings würde es dem We-
sen der Konzession widersprechen, die Leistungspflicht des 
Konzessionärs unbeschränkt vom Inhalt des SIL abhängig zu 
machen . Der konzessionsrechtliche Grundsatz, dass die Be-
triebspflicht des Konzessionärs endet, wenn die Leistungs-
erbringung für ihn nicht mehr zumutbar beziehungsweise 
finanziell nicht mehr tragbar ist, sollte in einer neuen Bestim-
mung im LFG ausdrücklich Berücksichtigung finden. 163 
2.3. Anreicherung der Konzession mit 
konkreten Inhalten betreffend den 
Betrieb des Flughafens 
Ein Grund für den begrenzten Einfluss des Bundes auf die 
Landesflughäfen liegt in der inhaltlichen Beschränkung der 
Konzession für den Betrieb von Flugplätzen seit dem Inkraft-
treten des Bundeskoordinationsgesetzes 164. Dieses Gesetz 
konnte zwar die bisherigen Unzulänglichkeiten hinsichtlich 
der formellen und materiellen Koordination der verschie-
denen Bewilligungsverfahren (Bund, Kanton, Gemeinde) 
beseitigen, jedoch zum Preis einer inhaltlichen Aushöhlung 
der Konzession. Sämtliche betrieblichen Fragen werden im 
Betriebsreglement und in den Plänen geregelt, welche dem 
Bund nur zur Genehmigung vorgelegt werden. Die «nackte» 
Konzession wird dem Anspruch des Bundes auf Einflussnah-
me im Zusammenhang mit wichtigen Fragestellungen be-
treffend den Betrieb eines Flughafens nicht gerecht. 
Die inhaltliche Anreicherung der Konzession mittels be-
trieblichen und nichtbetrieblichen Vorgaben würde es dem 
161 Vgl. BGE 128 II l ff. 
162 Vgl. BüHLM1\NN (FN 135), 22. 
103 Vgl. den nicht mehr in Kmft 1ehenden Art. 36 Abs. 2 des Ei-
senbahnge, etzes vom 20. Dezember 1957, vgl. dazu FN 104. 
t64 Vgl. vorne II.1.2.3 . 
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Bund ermöglichen, den Inhalt von Betriebsreglement und 
Plänen in entscheidenden Bereichen vorzuspuren. Der Bund 
wäre folglich nicht mehr darauf angewiesen, ex post über 
Art. 26 VIL einzugreifen, sondern könnte aktiv Einfluss auf 
den Betrieb eines Flughafens nehmen. 
Inhaltlich ist eine Anreicherung der Konzession durch-
aus sinnvoll, denn gerade im Bereich der Flughäfen stehen 
sich wichtige politische Interessen gegenüber. Der Bund ist 
aufgrund seiner Sachkompetenz gefordert, Interessenabwä-
gungen vorzunehmen und wichtige politische Grundent-
scheidungen zu fällen. Es ist - aus inhaltlicher Perspekti-
ve - nicht ersichtlich, weshalb sich der Bund in einem solch 
wichtigen Bereich auf die Erteilung einer «nackten» Konzes-
sion beschränken soll und die Ausarbeitung der betrieblichen 
Fragestellungen, seien sie von noch so grosser politischer 
Bedeutung, vollständig dem Flughafenhalter zu überlassen. 
Zu beachten bleibt, dass eine Anreicherung der Konzession 
zusätzliche wohlerworbene Rechte des Konzessionärs ent-
stehen lässt. Werden diese Rechte dem Konzessionär ent-
zogen, so führt dies zwingend zu einem Entschädigungsan-
spruch. Dieser könnte nicht a priori ausgeschlossen werden. 
Zur Anreicherung der Konzession wären verschiedene 
Änderungen im LFG und in der VIL vorzunehmen. Notwen-
dig wären insbesondere Anpassungen der Art. 36a Abs. 2, 
36c Abs. 2 LFG sowie Art. 10 VIL. 
Einer näheren Prüfung bedürfte die Frage, wie die wich-
tigen Anliegen der materiellen und formellen Koordination, 
welche überhaupt zur inhaltlichen Aushöhlung der Konzes-
sion geführt haben, trotz einer erneuten Anreichung der Kon-
zession auch in Zukunft Berücksichtigung finden könnten. 
Es erscheint als wenig zufriedenstellend, wenn dem Bund 
die Möglichkeit zur inhaltlichen Konkretisierung der Kon-
zession zum Betrieb von Flughäfen lediglich aus Gründen 
der Verfahrensabstimmung entzogen wird, obwohl die Re-
gelung wichtiger betrieblicher Fragen auf Stufe Konzession 
durchaus Sinn machen würde. 
Cet article examine l'influence que peut avoir la Conf/d~ 
tion sur l'exploitation des aeroports nationaux de lege lalt 
et de lege ferenda. Les auteurs parviennent a la conclWl!)II 
qu'en elaborant de maniere detaillee le plan ectoriel de 
l'infrastructure aeronautique (PSIA) la Confederation peut l'efl" 
forcer son emprise sur les reglements d'exploitation et donc 
sur les exploitants des aeroports, notamment en ce qui, con-
cerne l'organisation de l'aerodrome, les heures d'exptoitatlolt 
ainsi que les procedures d'approche et de decollage. L~S e'/." 
ploi:an_ts d'ae,roport (ou les cantons concernes) ne _dispo~ 
a pnon pas d une marge de manceuvre specifique a cont lle-
defini pour amenager concretement la gestion operatior:ine lef 
L'Office federal pour l'aviation civile (OFAC) est libre de re9~ 
lui-meme les questions d'ordre operationnel ayant une perl 
politique dans un PSIA que le Conseil federal doit edlcter. e) 
(trad. LT LAWTANK, Bel'l1 
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En 2001, le canton de Geneve introduisait la mediation dans 
sa loi d'organisation judiciaire et son code de procedure pe-
nale1. Une decennie plus tard, le 1 er janvier 2011, entrera en 
vigueur le Code de procedure penale suisse unifie (CPP). 
Une question surgit inevitablement a l'esprit: quel sera 
l'avenir, sous l'egide du CPP, de l'application de ce mode 
alternatif de resolution des litiges dans Je domaine penal? 
En effet, dans Je contexte de l'unification tres prochaine 
des regles en matiere de procedure penale, il est necessaire 
de s' attarder sur la marge offerte aux cantons pour reglemen-
ter certains domaines non couverts, prima facie, par le CPP. 
Dans sa premiere partie, plus generale, la presente contri-
bution presentera succinctement la figure, parfois meconnue, 
de la mediation penale, et les reflexions qui ont mene a son 
developpement. 
Dans un second temps, elle tentera d'evaluer concrete-
ment la place offerte par la nouvelle reglementation föderale 
a Ja mediation penale des adultes. Ceci fait, eile tracera les 
contours des processus de mediation en matiere penale envi-
sageables par les cantons avant de definir les caracteristiques 
et les modalites que tout processus de ce type devrait respecter. 
I. La mediation penale: origines, 
caracteristiques et mise en reuvre 
1. Origines 
L'idee d'appliquer ce mode alternatif de resolution des li-
tiges au domaine penal participe d'une reflexion globale sur 
la justice penale, initiee des la fin des annees 70, essentiel-
lement aux Etats-Unis. Au systeme classique d'une justice 
punitive et rehabilitative est alors oppose, ou associe, celui 
d'une justice restaurative2• 
Dans une telle optique, l' accent est rnis sur les parties 
concernees plutöt que sur l'acte commis. L'infraction est 
ainsi apprehendee en tant qu' atteinte aux personnes et aux 
relations, et non reduite a Ja transgression d'une regle3• Ce 
changement de paradigme permet, notamment, de restituer a 
la victime sa place dans le processus penal, place passable-
ment occultee en faveur de l'Etat dans la justice penale dite 
classique. 
Articles 115-115B et 197-197A CPP-Ge; art. 156 et suivants 
LOJ-Ge; art. 3 Reglement sur l'assistance juridique genevois. 
ANDRE KUHN, La mediation penale, JdT 2002 I 99. 
CATHERINE FALLER, Historique de la mediation penale dans le 
Code de procedure penale suisse: de son introduction a sa sup-
pression, RPS 2009 18. 
